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Parteitag Die Linke in Berlin 

Vor wichtigen Wahlen
Der Berliner Parteitag Die Linke fand 
zwei Wochen vor der Europawahl so-
wie von Kommunalwahlen in zehn 
Bundesländern statt. Im August sind 
in Sachsen und im September in Thü-
ringen und Brandenburg Landtags-
wahlen, an die in der Linkspartei hohe 
Erwartungen gestellt werden, wie etwa 
die, in Thüringen mit Bodo Ramelow 
den ersten Ministerpräsidenten zu 
stellen. Vor diesem Hintergrund hatten 
weder Ost- noch Westdelegierte Inter-
esse an strittigen Themen und inner-
parteilichen Auseinandersetzungen, 
zudem die Erinnerungen an die Zeit 
vor dem Göttinger Parteitag vor zwei 
Jahren noch frisch sind, als die Links-
partei kurz vor der Spaltung stand. 
Dementsprechend verlief der Parteitag 
relativ friedlich, ohne dass natürlich 
die unterschiedlichen Politikstile und 
Widersprüche verschwunden sein kön-
nen. Auf dem Parteitag und in den 
Medien wurde gewürdigt, dass es unter 
dem Vorsitz von Katja Kipping und 
Bernd Riexinger gelungen sei, den La-
den zusammenzuhalten. Es gab aber 
auch in den Medien die Kritik, dass es 
aus der Parteispitze keine inhaltlichen 
Akzente gäbe und die Befriedung der 
innerparteilichen Flügelkämpfe allei-
ne nicht ausreiche. 

Vorstandswahlen

Erwartungsgemäß wurde beide wie-
dergewählt, Katja Kipping mit 77,3 
und Bernd Riexinger mit 89,7 Prozent. 
Als Stellvertreter/innen wurden ge-
wählt Caren Lay (55 %), Janine Wissler 
(83 %), Tobias Pflüger (54 %) und Axel 
Troost (55 %). Für viele überraschend 
nicht zum Stellvertreter gewählt wur-
de mit 49 Prozent der zum Reformflügel 
zählende Dominic Heilig. Seine Wahl 
galt als relativ sicher, zumal die Ost-
Landesverbände rund Zweidrittel der 

Delegierten gestellt haben. Aber es hat 
sich ja schon öfter gezeigt, dass eine 
bestimmte Strömungszugehörigkeit so 
einfach auch nicht ausreicht, und es 
wichtig ist, sich mit der Bewerbungs-
rede zu präsentieren. So wusste Pflü-
ger mit Antikriegsrhetorik zu punkten 
und er hatte die Unterstützung von 
Sahra Wagenknecht. Seine Wahl hätte 
fast zur Nichtkandidatur von Matthias 
Höhn zum Bundesgeschäftsführer ge-
führt, der dann doch kandidierte und 
mit 77 Prozent gewählt wurde. Der 
bisherige Schatzmeister Raju Sharma 
(44 %) unterlag gegen Thomas Nord 
(53%). Die Parteisprecher hatten Tho-
mas Nord unterstützt, u.a. weil sich 
die Zusammenarbeit mit Raju Shar-
ma in der vergangenen Amtsperiode 
als schwierig erwiesen haben soll, und 
er zudem seit Anfang dieses Jahres 
wieder in der Staatskanzlei in Kiel in 
Vollzeit arbeitet. 

Die zeitlose Linke

Bernd Riexinger hielt eine Rede mit 
Forderungen zu mehr Demokratie auch 
in den Betrieben, zu guter Bezahlung 
und gegen ausbeuterische Arbeitsver-
hältnisse, für Friedens- und Entspan-
nungspolitik, etc. Das sind alles rich-
tige Inhalte, die so oder ähnlich auch 
auf einer Gewerkschaftsversammlung 
hätten gehalten werden können: „ … 
zeitlos, fast ohne aktuellen Bezug“, 
stellt Zeit-online am 10. Mai fest. Als 
zentrale Frage der Linken stellte Rie-
xinger die Umverteilung von Einkom-
men und Vermögen in den Mittelpunkt 
für einen Politikwechsel. 

Verantwortung der EU und Nato für die 
Ukrainekrise

Katja Kipping kritisierte in ihrer Rede 
auch die innenpolitischen Verhältnisse 
in Russland. In den Medien wurde das 

Wer Europa will,  
muss es den  
Reichen nehmen.
Vermögensabgabe,
Bankenkontrolle,
Steuergerechtigkeit.
www.hier-und-in-europa.de
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als ein Grund dafür gesehen, dass ihr 
Wahlergebnis nicht so gut war. Diese 
Einschätzung ist vor dem Hintergrund 
der Debatte um die Ukraine-Resoluti-
on wahrscheinlich richtig. Es war auf-
fällig, dass fast ausschließlich Ostdele-
gierte, meist mit einem biographischen 
Zugang zu russischer Kultur und Spra-
che, kritische Worte auch zum Vorge-
hen Russlands fanden. Gregor Gysi und 
andere mahnten einen differenzierten 
Umgang mit dem Ukrainekonflikt an, 
mit Blick auf alle Beteiligten, und kri-
tisierten die anderen Parteien für ihre 
Einseitigkeit gegen Russland. Es dürfe 
keine Entweder-Oder-Entscheidung 
für die Ukraine geben. So ist es ein 
Verdienst der Linkspartei, die große 
Verantwortung der EU und der Nato 
für die Eskalation in der Ukraine in 
die öffentliche Debatte zu tragen. Au-
ßerdem schlägt sie in der Resolution die 
Einführung eines neuen kollektiven 
Sicherheitssystems vor und die Stär-
kung der Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit (OSZE). 

Grußwort der Gewerkschaft IG Metall

Hans Jürgen Urban von der IG Metall 
stellte fest, dass die Zeiten der „privi-
legierten Partnerschaft“ mit nur einer 
Partei vorbei sind, betonte aber seine 
Nähe zur Linkspartei. Er kritisierte 
das Freihandelsabkommen TTIP mit 
den USA, bekräftigte aber, dass die 
IG Metall generell für eine Stärkung 
des Freihandels sei, wenn es der Wohl-
fahrt diene. Das stand im gewissen 
Kontrast zu der Diskussion, die im 
weiteren Verlauf des Tages um die Re-
solution zum TTIP geführt bzw. nicht 
geführt wurde. Wie steht die Links-
partei eigentlich generell der Idee des 
Freihandels gegenüber? Das wurde 
ausgeklammert. Hans Jürgen Urbans 
Rede wurde freundlich aufgenommen. 
Michael Erhardt, Erster Bevollmäch-
tigter der IG Metall in Frankfurt und 
Wiesbaden, wurde aber später nicht in 
den erweiterten Vorstand gewählt, wie 
auch sonst kein namhafter Gewerk-
schaftsvertreter.

Anträge zur Kommunalpolitik und 
weitere

In zwei Wochen sind auch einige Kom-
munalwahlen. Dagmar Zoschke, Mi-
chael Faber, Christina Emmerich, Fe-
licitas Weck und andere erinnerten an 
das starke kommunalpolitische Profil 
als Partei, die sich um die konkreten 
Probleme vor Ort kümmert. Deshalb 
müsse das kommunalpolitische Ge-
sicht der Partei gestärkt und die Kom-
munalpolitiker/innen vor Ort von der 
gesamten Partei unterstützt werden. 
Die entsprechende Resolution wurde 
einstimmig verabschiedet. Unstim-
migkeiten gab es bei einem Antrag aus 
NRW, die Bundestagsfraktionsspitze 
müsse demnächst quotiert sein. Halina 
Wawzyniak, Bundesvorstandsmitglied 

und Bundestagsabgeordnete, argu-
mentierte, dieses sei Sache der Frak-
tion. Trotzdem erhielt dieser Antrag 
eine Mehrheit. Angenommen wurden 
auch Anträge zur Solidarität mit Vene-
zuela, zur Solidarität mit Flüchtlingen, 
zur Notwendigkeit verstärkten antifa-
schistischen Engagements, ein Antrag 
gegen TTIP und Ceta, ein Antrag gegen 
den Drohnenkrieg und eine Reihe wei-
terer Anträge zu sozialen Kämpfen, 
wie die zur Unterstützung der inter-
nationalen Blockupy-Aktionstage. Die 
Diskussion um das bedingungslose 
Grundeinkommen wurde aus Zeit-
gründen vertagt.

Keine Einschränkung der Rechte der Zu-
sammenschlüsse

Am ersten Sitzungstag am Freitag ging 
es zum größten Teil um Satzungsän-
derungen, die jeweils vom Parteivor-
stand, dem Landesverband Sachsen, 
dem Forum demokratischer Sozialis-
mus (FdS) und einigen anderen einge-
bracht worden sind. Dabei ging es nicht 
nur um regulatorische Klarstellungen 
und Verfahrensverbesserungen. So 
hatte das FdS beantragt, dass auch 
die größeren bundesweiten Zusam-
menschlüsse nur noch Delegierte mit 
beratender Stimme zum Parteitag ent-
senden können. Es zog den Antrag dann 
zugunsten eines ähnlichen Antrages 
aus Sachsen zurück, der das Stimm-
recht nur für Satzungs-, Finanz- und 
Personalfragen einschränken wollte. 
Dieser Antrag wurde deutlich abge-
lehnt. Das FdS hatte sein Anliegen de-
mokratietheoretisch begründet: Es soll 
klargestellt werden, dass pro Mitglied 
nur einmal auf die Wahl von Delegier-
ten Einfluss genommen werden kann, 
nach dem Prinzip: „Ein Mitglied – Eine 
Stimme“. Das Anliegen ist berechtigt. 
Da sich die Zusammenschlüsse, als 
Subsysteme in der Partei, aber auch 
irgendwie als Subjekte wahrnehmen, 
drang dieses Argument nicht so ganz 
durch. Die symbolische Dimension der 
Rechte der Zusammenschlüsse ist au-
ßerdem groß, standen sie doch beim 
Vereinigungsprozeß auf Betreiben der 

WASG ganz zur Disposition. Zudem 
war der Zeitpunkt ungünstig, da die 
Westverbände gerade ihre Privilegie-
rung bei der Aufstellung der Delegier-
ten verloren haben, und es natürlich in 
dieser Frage auch um Macht geht. Die 
Delegierten wollten aber auch wegen 
der anstehenden Wahlen keine unnö-
tigen Konflikte. Angenommen dagegen 
wurde ein Antrag des Parteivorstan-
des, wonach ein Zusammenschluss 
bundesweit ist, wenn und solange er 
in mindestens acht Landesverbänden 
entweder mindestens ein Zweihunder-
stel der Mitglieder repräsentiert oder 
entsprechend der Landessatzung als 
landesweiter Zusammenschluss an-
erkannt wurde. Das „und solange“ 
ist jetzt neu, außerdem müssen sich 
Zusammenschlüsse auf Betreiben der 
Schiedskommission eine eigene Sat-
zung geben.

Der FdS-Antrag auf Verkleinerung 
des Vorstandes von 44 auf 30 Mitglie-
dern wurde abgelehnt. Gestrichen 
wurde auf FdS-Antrag die Unterschei-
dung in neue und alte Bundesländer, 
deren Zusammenwachsen der Bundes-
ausschuss unterstützen soll. 

Die Frauenquote kann weiterhin 
nicht eingehalten werden, wenn es 
nicht anders möglich ist, darf jedoch 
nicht unter dem Frauenanteil des je-
weiligen Verbandes liegen. Zukünftig 
dürfen nur noch zahlende Mitglieder 
für die Berechnung der Delegierten 
zählen. Das dürfte den Delegiertenein-
fluss des Westens weiter schmälern, da 
sich dort besonders viele Nichtzahler 
befinden. Ein Glaubwürdigkeitspro-
blem der Linkspartei stellte die „Süd-
deutsche Zeitung“ fest, weil der An-
trag des Parteivorstandes sich nicht aus 
Unternehmensspenden finanzieren zu 
wollen, abgelehnt wurde. Weitere Sat-
zungsänderungen betreffen Regulari-
en in Bezug auf den Beginn der Pflicht 
zur Beitragszahlung, zur Durchfüh-
rung von Mitgliederentscheiden, etc.
�T horsten Jannoff

Dokumente zum Parteitag unter: http://www.
die-linke.de/partei/organe/parteitage/berli-
ner-parteitag-2014/
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passt auf
Frieden sichern, 
Millionäre besteuern, 
Altersarmut verhindern, 
Beschäftigung schaffen, 
Demokratie stärken. 
www.hier-und-in-europa.de

Großflächenplakate der Linken im Europawahlkampf
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Blick zurück, relative Geschlossenheit zu Wahlen – schön und gut, aber 
was sind die konkreten Projekte und Vorschläge der Linken?
Stabilisierung seit Göttingen
Richtig, die Linke hat sich seit dem 
Göttinger Parteitag im Juni 2012 deut-
lich stabilisiert. Die vor dem Göttin-
ger Parteitag durch ausgrenzende, 
stimmungsmachende Blockpolitik als 
Mittel der innerparteilichen Ausein-
andersetzung selbst gegrabene Gräben 
wurden auf dem Göttinger Parteitag 
in aller Deutlichkeit offen gelegt und 
nach dem Göttinger Parteitag über-
brückend bearbeitet. Ausgrenzende 
innerparteiliche Blockpolitik konnte 
– zumindest in der Gesamtpartei – in 
hohem Maße durch persönliches „Auf-
einander-Zugehen“, eher parteimäßig/ 
professionellen persönlichen Umgang, 
durch geordnetere Diskussionsprozes-
se und durch Akzeptanz von Pluralis-
mus ersetzt werden. 

Die Linke hat sich seit längerem in-
nerhalb eines Umfragepegels von der-
zeit zwischen 8 und manchmal 10% 
stabilisiert. In 2013 konnte die Lin-
ke erstmals wieder seit 2009 in vielen 
Landesverbänden einen ganz leichten 
Mitgliederzuwachs verzeichnen. Bei 
den Bundestagswahlen im Herbst 2013 
erreichte sie 8,6 % und 64 Parlaments-
sitze (die Grünen 8,4% und 63 Sitze) 
und ist damit die relativ stärkste Oppo-
sitionspartei der gegenüber der Regie-
rungskoalition schwachen Opposition. 

An dieser existenznotwendigen sta-
bilisierenden Entwicklung haben die 
beiden Vorsitzenden Katja Kipping 
und Bernd Riexinger mit ihrem mo-
derierenden Führungsstil und der Zu-
sammenarbeit zwischen den Vorsitzen-
den, mit dem Bundesgeschäftsführer 
Matthias Höhn, dem geschäftsführen-
den Parteivorstand, dem erweiterten 
Parteivorstand, den Landesvorständen 
und Gremien der Partei einen maßgeb-
lichen Anteil. 

Das kommt auch in den Wahlergeb-
nissen von Katja Kipping, Bernd Rie-
xinger und Matthias Höhn zum Aus-
druck, die jeweils ohne Gegenkandi-

daten bzw. Kandidatinnen in ihren bis-
herigen Funktionen bestätigt wurden. 

Der Parteitag hatte zwei turnus-
mäßige Aufgaben: die Neuwahl des 
Parteivorstandes und die Entschei-
dung über schon länger aufgeschobene 
Satzungsfragen. Zusätzlich sollte er 
positive Zeichen in der Öffentlichkeit 
für die anstehenden Europa-, Kom-
munal- und Landtagswahlen setzen. 
Diese Zielsetzungen bestimmten dem-
nach auch die Parteitagsregie, u.a. mit 
den über die rund zweieinhalb Tage 
des Parteitags verteilten Reden der 
Spitzenkandidaten der Europaliste 
Gabi Zimmer und Thomas Händel, der 
Parteivorsitzenden, des Vorsitzenden 
des Ältestenrates Hans Modrow, von 
Alexis Tsipras dem Vorsitzenden von 
Syriza und Spitzenkandidaten der 
Europäischen Linken (dokumentiert 
in dieser Ausgabe Seite 21) und von 
Gregor Gysi.

Das ist, was Presseberichte als un-
gewöhnlich „friedlichen und ruhigen“ 
Verlauf melden – bis, ja bis dann beim 
Wahlgang zu den zwei männlichen 
stellvertretenden Parteivorsitzenden 
plötzlich „Schluss mit Ruhe und Har-
monie“ gewesen sei.

„Lagerkampf“? – gerade weniger

Es kandidieren für zwei Plätze der 
männlichen stellvertretenden Partei-
vorsitzenden: Axel Troost, bisheriger 
stellvertretender Parteivorsitzender, 
Dominic Heilig, Mitglied des Partei-
vorstandes und des Vorstandes der 
europäischen Linkspartei, unterstützt 
vom Forum demokratischer Sozialis-
mus (FdS) und Tobias Pflüger, bishe-
riges Mitglied des Parteivorstandes. 
Gewählt werden Axel Troost und zur 
Überraschung vieler Tobias Pflüger, 
der bei der Aufstellung der Europaliste 
im Februar 2014 in Hamburg unter-
lag. Hier in Berlin unterliegt Dominic 
Heilig knapp gegen Tobias Pflüger. Als 
wäre Dominic Heilig als besonderer 

Gruppenvertreter des FdS zur Wahl 
angetreten, beantragt das FdS nach der 
Auszählung eine Pause, um sich neu zu 
sortieren. Dominic Heilig kandidierte 
nicht mehr für den Parteivorstand und 
trat von seiner Funktion in der Euro-
päischen Linken zurück, was beides 
wirklich niemand verlangt hatte. 

Dass hier jetzt doch der „Lagerkampf 
der Linkspartei“ ausgebrochen sei, ist 
ein doppelter Irrtum über diesen Par-
teitag. 

Dass die Stabilisierung der Partei 
den Pluralismus von Strömungen und 
Standpunkten einebnen oder unter-
pflügen würde, könnte oder überhaupt 
sollte, das ist der eine Irrtum. Inso-
fern hat die einfache Vermeldung der 
Tatsache von Auseinandersetzungen 
und vom Bestehen unterschiedlicher 
Standpunkte weder jetzt noch in Zu-
kunft besonderen Nachrichtenwert. 
Das ist ein Grundtatbestand aller Par-
teien. 

Der zweite Irrtum ist: dieser Partei-
tag zeigte gerade eher die Auflockerung 
als die Verfestigung von „Lagern“. Die 
Übergangsregelung seit Gründung 
der Linken, die West-Landesverbände 
überproportional mehr Delegierte zu-
gestand hatte, war beendet und gleich-
zeitig haben sich interessanterweise 
die „Lager“ – und zwar in Ost und 
West – aufgelockert. Dominic Heilig 
unterlag knapp durch fehlende Stim-
men in den östlichen Bundesländern 
und Tobias Pflüger – der sich der „An-
tikapitalistischen“ und der „Soziali-
stischen Linken“ zuordnet – gewann 
knapp konkret in dieser Wahl durch 
zusätzliche Stimmen aus den östlichen 
Bundesländern. Das bedeutet, jeder 
und jede, die sich um ein Wahlamt der 
Partei bewirbt, muss die Delegierten 
persönlich überzeugen und kann sich 
nicht auf dem Verweis der Zugehörig-
keit zu einer Gruppe und der Selbstzu-
rechnung von Gruppenunterstützung 
ausruhen. Wem Stimmen fehlten, dem 

fehlten sie aus oft 
sicher unterschied-
lichen Gründen in 
Ost und West, wer 
Stimmen gewann, 
der gewann sie aus 
unterschiedlichen 
Gründen in Ost und 
West. 

Weder war der Eu-
ropaparteitag im Fe-
bruar 2014, bei dem 
Tobias Pflüger für 
Platz zwei der Euro-
paliste kandidierte, 
unterlag und dann 
nicht mehr antrat ein 
„Durchmarsch“ des 

Wenn am nächsten Sonntag Europawahl wäre …

http://www.wahlrecht.de/umfragen/europawahl.htm
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FdS und der „Reformlinken“, wie die 
„Antikapitalistische Linke“ damals 
mutmaßte, noch war der Berliner Par-
teitag ein Vormarsch der „Antikapita-
listischen Linken“, weil Tobias Pflüger 
knapp mehr Stimmen bekam als Do-
minic Heilig. Hätten sich Mitglieder 
des FdS personell und inhaltlich genau 
bei dieser Wahl anders positioniert – so 
darf gemutmaßt werden – wäre auch 
diese Wahl anders ausgegangen. Das 
gilt insbesondere, da Jan van Aken, bis-
her der Bearbeitende für die Themen 
Antimilitarismus, Außenpolitik unter 
den stellvertretenden Vorsitzenden, 
nicht mehr antrat. 

Eher kein „Lagerkampf“, das zeigte 
sich – auch wenn die Situation hier an-
ders gelagert war – ebenso bei der Wahl 
des Bundesschatzmeisters. Der Bun-
desfinanzrat hatte den ausdrücklichen 
Beschluss gefasst, den amtierenden 
Bundesschatzmeister Raju Sharma, 
anders als beim Göttinger Parteitag, 
nicht mehr in der Kandidatur für eine 
neue Amtsperiode zu unterstützen. 
Raju Sharma beabsichtigte, das Amt 
ab jetzt – genau genommen schon ab 
Januar – ehrenamtlich neben einem 
hochrangigen Vollzeitjob in der Staats-
kanzlei beim Ministerpräsidenten von 
Schleswig-Holstein in Kiel auszuüben. 
Ein Teil der Landesdelegationen wie 
des Bundesfinanzrates hielt diese Tat-
sache für hinreichend, um Raju Shar-
ma nicht, aber dafür Thomas Nord zu 
unterstützen. Die beiden Vorsitzenden 
sprachen sich – in der Tat ein nicht 
üblicher Vorgang – aus der Sicht der 
Arbeit des geschäftsführenden Par-
teivorstandes für Thomas Nord und 
damit gegen den bis dato amtierenden 
Bundesschatzmeister aus. Im Ergeb-
nis ist also auch die Wahl des neuen 
Bundesschatzmeisters so ziemlich das 
genaue Gegenteil einer Lagerwahlent-
scheidung.

Die beiden Vorsitzenden, die vier 

Stellvertreter/innen, der Bundesge-
schäftsführer, der Bundesschatzmei-
ster und weitere vom Parteivorstand 
zu wählende Mitglieder werden zu-
sammen den geschäftsführenden Par-
teivorstand bilden. Jetzt kommt es u.a. 
darauf an, welche konkrete Antikriegs-
politik, welche konkreten außenpoliti-
schen Vorschläge gemeinsam – über 
die allemal und unbedingt notwendige 
Kritik an der Regierungspolitik hinaus 
– von ihnen entwickelt, vorgeschlagen 
und umgesetzt werden. 

Neuer Parteivorstand, Satzung, relative 
Geschlossenheit – aber welche konkrete 
Politik als sozialistische Reformpartei?

Auf jeden Fall geht die Linke in die 
anstehenden Europa-, Kommunal- 
und Landtagswahlen mit Rückenwind 
der Gesamtpartei, und nicht mit stö-
rendem Seitenwind aus Berlin wie 
2010/2011. Insofern könnte man sagen, 
hat der Berliner Parteitag doch seine 
Aufgaben im Wesentlichen erfüllt. 

Die Gefahr liegt nur darin, dass die 
Ausklammerungen von aktuell offenen 
und anstehenden Fragen auf Parteita-
gen in der Regel auch nicht unbedingt 
ihre zügige Bearbeitung nach Partei-
tagen befördert. Um nur einige Punkte 
zu nennen.

Der Parteivorstand hat einen sehr 
umfangreichen und auch in vielem auf-
schlussreichen Bericht zur Parteient-
wicklung vorgelegt. Nur, der erstmal 
steckengebliebene Aufbau West wird 
darin nicht untersucht und nicht als 
solcher thematisiert. Die Niederlag bei 
den Landtagswahlen im Westen –mit 
der Ausnahme Hessen bei besonderen 
Bedingungen – die Ergebnisse jetzt der 
Kommunalwahlen in Bayern, die näch-
sten Kommunal- und Landtagswahlen 
in den westlichen Bundesländern, der 
organisatorische Auf- und Umbau der 
Partei in West und Ost. Auch dazu 
fehlen erneute Bestandsaufnahme und 

aktuelle Zielsetzungen. 
Eine Politik gegen Prekarisierung, 

gegen Leiharbeit, gegen unstete Ar-
beitsverhältnisse, gegen Armut, wie 
sie in der Rede von Bernd Riexinger 
angelegt war, harrt der weiteren Präzi-
sierung vor allem hinsichtlich der par-
lamentarischen, gesetzlichen wie der 
Öffentlichkeitsarbeit. Gleiches gilt für 
die Themenfelder Wohnen, Gesund-
heit, Rente. 

Ein Konzept der Linken in Sachen 
„Energiewende“, wie zur ungleichmä-
ßigen und ungleichzeitigen wirtschaft-
lichen Entwicklung in Europa – das aus 
mehr besteht als „Lohnerhöhung“ und 
„Binnenmarkt stärken“ – steht länger 
schon an. 

Das Thema Bürgerrechte, Kampf um 
Demokratie, für gleiche gesellschaftli-
che Teilhabe für alle, gegen Rechts war 
auf dem Parteitag und ist auch in der 
Politik der Linken unterrepräsentiert. 
Dabei ist es politisch geboten und drin-
gend zur Festigung der Beziehungen 
zu den Wählerinnen und Wählern der 
Linken und zur Ausweitung des Ein-
flusses der Linken.

Zur Lage in der Ukraine hat der Par-
teitag ohne Gegenstimmen einen Be-
schluss gefasst, mit der Formulierung, 
die von allen unterstützt werden kann, 
dass die Verantwortung für die Lage 
„nicht in erster Linie“ bei Russland 
liegt. Gregor Gysi mahnte zur Differen-
zierung und forderte eine neue Ostpo-
litik.  Auch das ist wichtig und richtig, 
aber noch weit von praktischen außen-
politischen Vorschlägen entfernt. Das 
linke Bündnis zu den Europawahlen 
in Österreich sowie als Staaten Finn-
land und Österreich haben z.B. den 
Status der „aktiven Neutralität“ für 
die Ukraine vorgeschlagen. Sind das 
Vorschläge, an deren Ausgestaltung 
sich die Linke beteiligen sollte? Und 
auch die Kritik an der deutschen Re-
gierungspolitik zur Ukraine verträgt 
sachliche Vertiefung.

Aber auch wenn solche praktischen 
und aktuellen Fragen einer sozialisti-
schen Reformpolitik nicht bzw. kaum 
Thema des Berliner Parteitages wa-
ren, es gibt Ansatzmöglichkeiten, sie 
in der innerparteilichen Diskussion 
zu behandeln und zu entwickeln. Seit 
Ende letzten Jahres liegt ein Strate-
giepapier zum Parteiaufbau der alten 
und neuen Vorsitzenden zur langfristig 
angelegten Beratung in den Gremien 
und Zusammenschlüssen der Partei 
vor. Das kann und soll der Anlage nach 
auch als Bezugspunkt für die Klärung 
konkreter und praktischer Fragen lin-
ker Parteientwicklung und -politik ge-
nutzt werden. 

Und schließlich sind die Parteitags-
delegierten ja auch für zwei Jahre ge-
wählt. Nach dem Parteitag ist vor dem 
Parteitag und so gibt es auch zwischen 
den Parteitagen genug zu tun.

�C hristoph Cornides
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Norwegen: Gegen Personalpolitik bei 
Billigfluggesellschaft
ITF-Gewerkschaften sind angetre-
ten, die Beschäftigungsbedingungen 
bei der norwegischen Billigfluggesell-
schaft Norwegian Air Shuttle (NAS) 
zu schützen. Die der ITF angeschlos-
sene norwegische Gewerkschaft PA-
RAT kämpft seit langem gegen die 
Arbeitspraktiken bei NAS. Die Flug-
gesellschaft ist einschlägig für die 
Umgehung norwegischer Arbeitsvor-
schriften durch die Auslagerung von 
Geschäftsbereichen bekannt. Im Feb-
ruar erhielt NAS die Lizenz für Flüge 
ab Irland und beantragte beim US-
amerikanischen Verkehrsministerium 
die Genehmigung für die Aufnahme 
des Luftverkehrs zwischen Europa und 
den USA. Sollte dieser Antrag bewil-
ligt werden, könnte das Unternehmen 
Langstreckenflüge in die USA betrei-
ben und dabei Personal einsetzen, 
dessen Rechte weder durch US-ame-
rikanisches noch durch europäisches 
Recht geschützt sind. Der ITF-Aus-
schuss für Kabinenpersonal beschloss 
auf seiner Sitzung am 4. April, auf das 
Verkehrsministerium der USA einzu-
wirken, mehr Informationen über die 
Personalpläne von NAS einzuholen. 
Die ITF fordert ferner die norwegische 
und die irische Regierung dazu auf, Er-
kundigungen über die Personalpläne 
von NAS einzuziehen. Die Europäische 
Kommission solle darüber hinaus ihre 
Billigflaggenpolitik und deren mögli-
che Begünstigung von Sozialdumping 
überdenken. Auf internationaler Ebe-
ne hat sie bereits vor den Gefahren des 
Billigflaggenmodells im Luftverkehrs-
sektor gewarnt und das Thema auf den 
Sitzungen der Internationalen Arbeits-
organisation und der Internationalen 
Zivilluftfahrt-Organisation zur Spra-
che gebracht. Dazu Gabriel Mocho, 
Sekretär der ITF-Sektion Luftfahrt: 
„Wenn NAS seine Pläne umsetzen 
darf, könnte das einen gefährlichen 
Präzedenzfall für die Arbeitnehmer-
rechte schaffen. Arbeitsgesetze gibt es 
aus gutem Grund, und jedem Versuch, 
nationale oder internationale Rechts-
vorschriften auszuhebeln, muss von 
Gewerkschaften, Regierungen und ge-
setzgebenden Organen vehement ent-
gegengetreten werden.“
Quelle: http://www.itfglobal.org, 17.4.2014

Türkei: ITF verwarnt Arbeitgeber
Die Entlassung von Gewerkschafts-
mitgliedern beim türkischen Arbeit-
geber TüvTürk infolge einer Mitglie-
derwerbekampagne rief in dieser Wo-
che bei der ITF scharfe Kritik hervor. 
TüvTürk ist ein Konsortium in der 
Hand von drei Unternehmen: dem 
türkischen Fahrzeughändler Dogus 
Otomotiv, Bridgepoint, einem priva-
ten Aktienfonds mit Sitz in London, 

und Tüv Süd, einem deutschen Prüf-
unternehmen für Fahrzeuge und In-
dustrieanlagen. Laut Berichten der 
türkischen ITF-Mitgliedsorganisation 
Tümtis wurden acht Beschäftigte bei 
Fahrzeugprüfstellen an verschiedenen 
Standorten der Türkei – Gaziantep, 
Ordu-Giresun und Ankara – entlas-
sen. Die Gewerkschaftsmitglieder in 
diesen Niederlassungen seien zudem 
von der Unternehmensleitung schika-
niert worden. Erst vor kurzem hatte 
die Tümtis für die Angestellten von 
TüvTürk mehrere Erfolge erzielt, un-
ter anderem die Unterzeichnung eines 
Kollektivertrags an einem Standort 
und laufende Verhandlungen an ei-
nem anderen. Durch diese erfolgreiche 
Gewerkschaftskampagne sah sich das 
Unternehmen zum Entgegenkommen 
gezwungen. Führende Mitglieder der 
Tümtis berichteten jedoch, dass die 
Repressalien gegen die Gewerkschaft 
andauern. Unter anderem seien Ge-
werkschaftsmitglieder unter Druck 
gesetzt worden, aus der Gewerkschaft 
auszutreten. In einem Schreiben warn-
te der Sekretär der ITF-Binnenver-
kehrssektionen Mac Urata TüvTürk 
und seine Eigentümer: „Wir fordern 
Sie auf, die Schikanen gegen Tümtis-
Mitglieder sofort zu beenden und die 
zu Unrecht entlassenen Beschäftigten 
unverzüglich wieder einzustellen. Wir 
fordern Sie ferner auf, sicherzustellen, 
dass die Gewerkschaftsrechte in all ih-
ren Niederlassungen und von all ihren 
Subunternehmen respektiert werden.“
Quelle: http://www.itfglobal.org, 16.4.2014

Türkei: Durchbruch bei DHL
Die Unterzeichnung eines neuen Ver-
trags mit der der ITF angeschlos-
senen Tümtis Anfang dieser Woche 
wird Tausenden von Beschäftigten bei 
DHL/Türkei konkrete Verbesserungen 
bringen. Mehr als 2000 Beschäftigte 
werden unter den Schutz der Sozial-
versicherung gestellt, 750 Angestell-
te bei Vertragsunternehmen erhalten 
feste Arbeitsverträge, und der Einsatz 
von Vertragsunternehmen wird gere-
gelt. Nach Informationen des Tümtis-
Präsidenten Kenan Öztürk wird die 
Bezahlung durch vertraglich festge-
legte Lohnsteigerungen und Zuschlä-
ge um insgesamt 32 bis 46 Prozent 
angehoben. Dieser Durchbruch ist auf 
eine zweieinhalbjährige Kampagne 
der Gewerkschaft und die strategische 
Unterstützung und Solidarität der Mit-
gliedsorganisationen von ITF und UNI 
Global Union zurückzuführen. So be-
suchten die Gewerkschaften, darunter 
die der ITF angeschlossene deutsche 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
(Verdi), mehrmals die Streikposten der 
Tümtis in der Türkei, und in der neu-
seeländischen First Union organisierte 
DHL-Angestellte legten aus Solidari-
tät mit ihren türkischen Kolleg/innen 

die Arbeit nieder. Die ITF führte im 
Rahmen dieser strategischen Kampag-
ne im Februar 2013 eine Protestaktion 
zur „London Fashion Week“ durch. 
Darauf folgten Maßnahmen zum welt-
weiten „DHL-Familientag“ bei deut-
schen Botschaften und der gemeinsa-
me Protest von ITF und UNI auf der 
DHL-Aktionärsversammlung. Öztürk 
erklärte: „Im Namen der Tümtis danke 
ich der ITF, der UNI, der ETF (Europä-
ische Transportarbeiter-Föderation), 
der Verdi, dem Norsk Transportarbeid-
erforbund und all unseren Freundin-
nen und Freunden in Gewerkschaften 
rund um den Globus für ihre Unter-
stützung und Solidarität, ihre Besuche 
bei den Streikposten und ihre weltwei-
te Mobilisierung.“ 
Quelle: http://www.itfglobal.org, 24. April 2014

Türkei: Textilbetrieb behindert 
Gewerkschaften
Über 20 türkische Textilbeschäftigte 
verloren ihre Stelle, weil sie Mitglied 
in der Textilgewerkschaft sind. 
Die Betroffenen arbeiteten für 
das Unternehmen Lafem, dessen 
Hauptauftraggeber die deutsche 
Firma Brax ist. Die IG Metall fordert 
Gerechtigkeit für die Textilarbeiter 
und ihre Wiedereinstellung. Der 
Konflikt begann im September 2013. 
Mindestens 20 Mitarbeiter von Lafem 
wurden entlassen, offiziell aus be-
trieblichen Gründen. Das deutsche 
Modehaus Brax ist für Lafem der mit 
Abstand größte Auftraggeber. Bei den 
in der Türkei Entlassenen handelt 
es sich teilweise um Mitarbeiter, die 
schon zehn Jahre und länger in dem 
Unternehmen beschäftigt waren. Da-
rüber hinaus waren zwei Mitarbeiter 
gewählte Gewerkschaftsvertreter in 
dem Betrieb. Nur Wochen später wur-
den neue Mitarbeiter von Lafem ein-
gestellt, so dass die offiziell genannten 
„betrieblichen Gründe“ nicht stimmen 
können. Die türkische Textilgewerk-
schaft Tekstil wertet die Entlassungen 
als gewerkschaftsfeindliche Maßnah-
men von Lafem. Auf die verbliebenen 
Gewerkschaftsmitglieder wird weiter 
Druck ausgeübt. IG Metall, der globa-
le Industriedachverband IndustriALL 
Global und die türkische Gewerk-
schaft Tekstil fordern Brax auf, gegen 
Entlassungen und Behinderungen von 
Gewerkschaftsmitgliedern bei ihrem 
türkischen Textilzulieferer Lafem 
vorzugehen. „Deutsche Unternehmen, 
die im Ausland produzieren lassen, 
dürfen nicht nur auf die Qualität ih-
rer Produkte achten. Sie müssen auch 
auf die Arbeitsbedingungen bei ihren 
Zulieferern achten. Dazu gehört auch 
das Recht auf freie gewerkschaftli-
che Organisierung“, sagte Wolfgang 
Lemb, geschäftsführendes IG Metall-
Vorstandmitglied. IG Metall, Industri-
All Global und die türkische Gewerk-
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schaft Tekstil fordern Brax auf, sich in 
diesem Fall einzuschalten und Lafem 
dazu zu bewegen, die türkischen Kolle-
gen wieder einzustellen sowie ihre Ge-
werkschaft Tekstil im Unternehmen zu 
akzeptieren.
Quelle: http://www.igmetall.de, 15.4.2014

Bangladesch: 25 Millionen US-Dollar 
fehlen im Fonds
Heute vor einem Jahr brach das Rana 
Plaza Gebäude in Bangladesch zusam-
men und begrub mehrere tausend Tex-
tilarbeiterInnen unter sich. Mehr als 
1130 Menschen starben, mehr als 1500 
wurden teilweise sehr schwer verletzt. 
Ein Jahr lang mussten die Hinterbliebe-
nen und Verletzten warten, bis endlich 
erste Entschädigungszahlungen statt-
finden können. Allerdings ist der von 
der internationalen Arbeitsorganisati-

on ILO kontrollierte Entschädigungs-
fonds noch nicht einmal zur Hälfte 
gefüllt – noch immer fehlen knapp 25 
Millionen US-Dollar. Zur Einzahlung 
aufgefordert sind insbesondere jene 
Firmen, die Produktionsbeziehungen 
in eine der Fabriken des Rana Plaza 
Gebäudes hatten. Unter ihnen auch 
KiK, Adler Modemärkte, NKD, Kanz/
Kids Fashion Group, Güldenpfennig, 
Mango, Benetton und C&A. Diese Fir-
men haben entweder gar nicht oder 
viel zu wenig in den Fonds eingezahlt. 
Die Kampagne für Saubere Kleidung 
fordert diese Firmen auf, endlich sub-
stantielle Beiträge in den von der ILO 
kontrollierten Entschädigungsfonds 
einzuzahlen. Nur so kann den Opfern 
von Rana Plaza ein würdiges Leben ge-
sichert werden. Am 23.4. protestierten 
AktivistInnen der Kampagne für Sau-
bere Kleidung im Bündnis mit anderen 
Organisationen in Berlin. Anlass war 
der Jahrestag des Zusammenbruchs 
der Textilfabrik Rana Plaza. Mit der 
Aktion wurden die Unternehmen, die 
in Rana Plaza produzieren ließen, auf-
gefordert, endlich ausreichend Geld in 
den von der Arbeitsorganisation ILO 
kontrollierten Entschädigungsfonds 
einzuzahlen.
http://www.saubere-kleidung.de, 24.4.2014

USA: Arbeitsrechte für Tabakarbeiter
Die Situation für die Landarbeiter der 
Tabakbranche in North Carolina ist 
schrecklich. Viele Landarbeiter leben 
oft in Arbeitslagern mit unzureichen-
den oder nicht funktionierenden Toi-
letten und Duschen und anderen min-
derwertigen Bedingungen, leiden an 
Krankheiten durch Nikotinvergiftung 
und Exposition gegenüber gefährli-
chen Pestiziden und unter Arbeitszei-
ten, für die sie unter Armutslöhnen 
bezahlt werden. BAT ist der Haupt-
aktionär (42,02%) und ein wichtiger 
Kunde von Reynolds American Inc., 
der größten Tabakfirma in North Ca-
rolina. BAT spielt eine wichtige Rolle 
bei der Festlegung akzeptabler Nor-
men für Tabaklandarbeiter in seiner 
Lieferkette. Da es kein amerikani-
sches Recht gibt für die Einhaltung der 
Vereinigungsfreiheit der Tabakland-
arbeiter, will das der IUL angeschlos-
senen Farm Labor Organizing Com-
mittee (FLOC), das Tabaklandarbeiter 
vertritt, erreichen, dass RAI (Reynolds 
American Inc.) künftig garantiert, dass 
Menschenrechte, Vereinigungsfreiheit 
und Arbeitnehmervertretungen auf 
seinen Vertrags-Farmen eingehalten 
werden. BAT soll dazu seinen Einfluss 
nutzen und RAI auffordern, eine Ver-
einbarung mit FLOC zu unterzeichnen.
Quelle: http://www.iuf.org, 24.4.2014

Bolivien: Einigung über neues 
Minengesetz
Die Regierung Boliviens und der Ver-
band der Bergbaugenossenschaften 
(Fencomin) haben eine Einigung zum 
umstrittenen Entwurf für ein neues 
Minengesetz erzielt. Zu Beginn des Mo-
nats hatten Minenarbeiter von Genos-
senschaften gegen das geplante Verbot 
protestiert, Verträge mit privaten nati-
onalen oder internationalen Unterneh-
men abzuschließen. Mit diesen hatten 
sie bislang die ihnen vom Staat erteilte 
Genehmigung zur Ausbeutung natür-
licher Ressourcen an Privatunterneh-
men übertragen. Die Arbeiter blockier-
ten Hauptverkehrsstraßen des Landes 
mit brennenden Barrikaden, bei hefti-
gen Zusammenstößen mit der Polizei 
kamen drei Menschen ums Leben und 
mehr als hundert wurden verletzt. 

Die Regierung von Präsident Evo Mo-
rales verschob daraufhin die Vorlage 
des Gesetzes im Senat, um mit dem Ge-
nossenschaftsverband erneut Gesprä-
che zu führen. Morales stellt jedoch 
klar, dass laut Verfassung allein der 
Staat befugt sei, Genehmigungen zur 
Nutzung von Land und Bodenschät-
zen zu erteilen. Da Regierungsstellen 
offensichtlich die Praxis der Genos-
senschaften geduldet hatten, entließ 
der Präsident den Bergbauminister 
und kündigte umfassende Überprü-
fungen in den zuständigen Behörden 

an. Bei einer gemeinsa-
men Pressekonferenz mit 
der Fencomin-Leitung gab 
Staatsminister Carlos Romero 
nun bekannt, dass die Genossen-
schaften mit dem Staat über dessen 
Minenunternehmen Comibol Gemein-
schaftsunternehmen bilden können. 
Dafür müssten sie jedoch ihre Gesell-
schaftsform an die vorgeschriebenen 
Modalitäten anpassen. Das Verbot, 
Verträge mit Privatunternehmen ab-
zuschließen, werde in dem neuen Ge-
setz festgeschrieben. 

Der Vorsitzende der Fencomin, Ale-
jandro Santos, betonte, dass die Ver-
einbarung zwischen den Parteien im 
Einklang mit der Verfassung des Lan-
des stünde und die Existenz der Berg-
baukooperativen garantiere. Präsident 
Morales werde sie mit seiner Unter-
schrift besiegeln. 

In der Verfassung Boliviens, die per 
Volksabstimmung im Januar 2009 be-
schlossen wurde, heißt es in Artikel 
349: „I. Die natürlichen Ressourcen 
sind direktes, unteilbares und unver-
jährbares Eigentum und Besitztum 
des bolivianischen Volkes, ihre Ver-
waltung gemäß dem kollektiven In-
teresse kommt dem Staat zu. II. Der 
Staat anerkennt, respektiert und ver-
leiht individuelle und kollektive Eigen-
tumsrechte über Grundstücke sowie 
Nutzungs- und Ausbeutungsrechte für 
andere natürliche Ressourcen.“
Quelle: http://amerika21.de, 25. April 2014

Ekuador: Verfolgung von Gewerk-
schaftern stoppen
Der frühere Vorsitzende eines Mit-
gliedsverbandes von Public Services 
International (PSI) in Ekuador und 
zwei weitere Aktivisten sind zu Haft-
strafen verurteilt worden, nachdem 
sie Regierungsaktivitäten in Ekua-
dor kritisiert hatten. Die Amerikani-
sche Kommission für Menschenrechte 
IACHR hat kürzlich verfügt, dass die 
ekuadorianische Regierung Vorsichts-
maßnahmen ergreifen müsse, um die 
Rechte der Gewerkschaften zu schüt-
zen. Die Regierung weigerte sich je-
doch. 

Die globale Gewerkschaftsföde-
ration PSI ruft Verteidiger von Ar-
beitsrechten dazu auf, an Präsident 
Rafael Correa zu schreiben und ihn 
aufzufordern, seine Regierung möge 
die Vorsichtsmaßnahmen, die von der 
IACHR zugunsten von Carlos Figueroa 
bestimmt worden sind, respektieren 
und die Verfolgung von sozialen und 
gewerkschaftlichen Aktivist/innen 
einstellen. Unter diesen ist auch Mary 
Zamora, die ehemalige Präsidentin 
der Nationalen Lehrer/innengewerk-
schaft, einer Mitgliedsgewerkschaft on 
Education International.
Quelle: http://www.labourstartcampaigns.net, 

23.4.2014

Auslands-

nachrichten

AktivistInnen protestieren in Berlin für die 
Entschädigung der Opfer. Quelle: http://
www.saubere-kleidung.de
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Rückt Lebensmittelbehörde Efsa 
noch näher an Industrie?
Berlin. Am 7.5. entschieden die Vertre-
ter der EU-Mitgliedsstaaten in Brüs-
sel, wer künftig die Arbeit der Lebens-
mittelbehörde Efsa überwacht. Auf 
der Liste der Kandidaten stehen auch 
Industrie-Lobbyisten – sie gelten sogar 
als Favoriten. NGOs warnen vor noch 
mehr Einfluss der Privatwirtschaft auf 
diejenigen Stellen, die eigentlich die 
Interessen der Verbraucher und der 
Umwelt im Blick haben sollen. Die Efsa 
(European Food Safety Authority) ist 
unter anderem für die Risikobewer-
tung von gentechnisch veränderten 
Pflanzen und Tieren, Pestiziden und 
anderen Chemikalien zuständig. Nun 
wird ihr Verwaltungsrat teilweise neu 
besetzt. Sieben neue Mitglieder sollen 
ernannt werden, morgen beraten die 
Ständigen Vertreter der nationalen Re-
gierungen in Brüssel über die Kandi-
daten. Vor sich haben sie eine Liste mit 
Namen, die von der EU-Kommission 
ins Spiel gebracht und vom Umwelt-
ausschuss des EU-Parlaments gefiltert 
wurden … Martin Pigeon von Corpo-
rate Europe Observatory (CEO) kriti-
siert, wie die Kandidaten ausgewählt 
wurden. „Es ist bedauerlich, dass eine 
Handvoll EU-Abgeordneter über eine 
so wichtige Frage in einer nichtöffent-
lichen Sitzung in Namen des Europä-
ischen Parlaments entscheiden darf. 
Gerade erst hat dasselbe Parlament 
mit großer Mehrheit erklärt, dass es 
gegen eine Schwächung der Unabhän-
gigkeit der Efsa ist. Wir fordern die 
Regierungen der Mitgliedsländer der 
EU auf, die Unabhängigkeit der Efsa 
zu verteidigen und eine Unterwande-
rung der Lebensmittelbehörde durch 
die Industrie zu verhindern.“ 
�  www.keine-gentechnik.de

Roma-Flüchtlinge haben kein 
„sicheres Herkunftsland“
Berlin. Mit einem Appell an die Bun-
desregierung, den Bundestag und den 
Bundesrat wenden sich zahlreiche 
Bürgerrechts- und Flüchtlingsorgani-
sationen gegen einen Gesetzentwurf, 
der die Staaten Bosnien-Herzegowina, 
Mazedonien und Serbien zu „siche-
ren Herkunftsländern“ erklären will. 

Ziel dieses Gesetzentwurfs ist eine Be-
schleunigung des Asyl- und Abschie-
beverfahrens. Gründliche Prüfungen 
des individuellen Schutzanspruchs ei-
nes jeden Flüchtlings aus den genann-
ten Staaten werden damit gesetzgebe-
risch verhindert. Deshalb lehnen die 
unterzeichnenden Organisationen und 
Einzelpersonen des Appells die vorge-
schlagene Gesetzesänderung ab. Sie 
untergräbt den Schutzanspruch ins-
besondere von Roma-Flüchtlingen aus 
den Staaten des vormaligen Jugoslawi-
ens. Der Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung ziele allein darauf ab, so heißt 
es in dem Appell, die unerwünschten 
Roma möglichst rasch wieder in ihre 
Herkunftsstaaten abzuschieben, in 
denen sie systematisch diskriminiert 
und in vielen sozialen Belangen massiv 
benachteiligt und ausgegrenzt werden. 
Und weiter heißt es: „Entgegen allen 
Beteuerungen der Bundesregierung, 
sich für die Roma-Minderheiten einzu-
setzen, bleibt die existenzbedrohende 
Lage von Roma in Südosteuropa ohne 
Konsequenz. Aus menschenrechtlicher 
Sicht und aus tatsächlicher Übernah-
me von Verantwortung für den Völ-
kermord an den Sinti und Roma ist 
der Gesetzesentwurf abzulehnen.“ Das 
Konzept der „sicheren Herkunftsstaa-
ten“, so erklärt das Komitee für Grund-
rechte und Demokratie, ist grundsätz-
lich abzulehnen. Gerade bei geflüch-
teten Roma aus den genannten Län-
dern kommt es auf eine umfassende, 
sorgfältige und gewissenhafte Prüfung 
ihrer vielfältigen Ausgrenzungs- und 
Diskriminierungserfahrungen an, die 
zusammen genommen eine schwere 
Menschenrechtsverletzung darstel-
len können. Ob einer Person Schutz 
gewährt werden muss, bleibt immer 
eine Frage der individuellen Fluchtge-
schichte. Alles andere widerspricht den 
Menschenrechten.
�  www.grundrechtekomitee.de

Textilhandelshäuser gesetzlich in die 
Pflicht nehmen
Osnabrück. Textilunternehmen müs-
sen gesetzlich verpflichtet werden 
offenzulegen, wo und unter welchen 
Bedingungen ihre Produkte herge-
stellt werden. Nur so können Men-
schen- und Kinderrechtsverstöße ent-

lang der langen Lieferket-
te vom Baumwollfeld bis 
zur Ladentheke sichtbar 
gemacht werden. Dies er-
klärte das internationale 
Kinderhilfswerk Terre des 
hommes zum Jahrestag 
des Einsturzes des Rana 
Plaza-Gebäudes in Dha-
ka, der Hauptstadt Bang-
ladeschs. Dort waren am 
24. April 2013 über 1.100 
Arbeiterinnen und Arbei-
ter ums Leben gekommen. 

„Dass ein längst überfälliges Abkom-
men zur Feuer- und Gebäudesicherheit 
nach der Katastrophe zwischen Ge-
werkschaften, Arbeitgebern, großen 
Textilhandelshäusern, der Internati-
onalen Arbeitsorganisation (ILO) und 
der Regierung von Bangladesch un-
terzeichnet wurde und nun umgesetzt 
wird, ist positiv zu bewerten, reicht 
aber bei weitem nicht“, erklärte Iris 
Stolz, Kinderrechtsexpertin von Terre 
des hommes. „Um die Menschen, die 
unsere Kleidung herstellen, wirkungs-
voll vor Ausbeutung und Lebensgefahr 
zu schützen, müssen die Sozial- und 
Sicherheitsstandards bei der gesamten 
textilen Lieferkette in den Blick ge-
nommen werden. Neben den Nähereien 
müssen auch die Baumwollfelder, die 
Färbereien und Spinnereien, die Sub-
unternehmer und in Heimarbeit ferti-
genden Zulieferer kritisch beleuchtet 
werden. Überall dort werden beson-
ders junge Mädchen unter oftmals 
sklavenähnlichen Bedingungen aus-
gebeutet. „ Terre des hommes fordert, 
dass Textilunternehmen gesetzlich 
verpflichtet werden offenzulegen, wo 
und unter welchen Bedingungen ihre 
Produkte hergestellt werden. Ferner 
verlangt Terre des hommes verbindli-
che Mindeststandards bei der Entloh-
nung sowie den Arbeitsbedingungen in 
den Textilfabriken. „Diese Mitverant-
wortung der Unternehmen darf keine 
freiwillige Geste bleiben, sondern sie 
muss die politisch regulierte und über-
wachte Pflicht eines jeden Unterneh-
mens sein“, so Iris Stolz. 
� www.tdh.de/home.html

Runder Tisch als Imagekampagne –
Landesregierung verzweifelt
Düsseldorf. Heute Abend fand auf 
Einladung der Schulministerin und 
stellvertretenden Ministerpräsidentin, 
Sylvia Löhrmann, der Runde Tisch 
„Schulzeitverkürzung“ in der Staats-
kanzlei NRW statt. Die Ministerin 
wollte sich vergewissern, ob die Ent-
scheidung der Schulzeitverkürzung 
immer noch Konsens in Nordrhein-
Westfalen ist. Die LandesschülerIn-
nenvertretung Nordrhein-Westfalen 
(LSV NRW) führte gegen die Schul-
zeitverkürzung (G 8) bereits im letzten 
Schuljahr eine große Kampagne, „Gute 
Nacht G 8!“, durch. “Die Einladung zu 
einem „Runden Tisch“ zeigt, dass auch 
die Landesregierung langsam erkennt, 
dass „G 8“ von der Mehrheit abgelehnt 
wird“, kommentiert Vanessa Kathari-
na Seiffert, Landesvorstandsmitglied 
aus Essen. Vanessa Katharina Seif-
fert und Johannes Trulsen nahmen für 
die LSV NRW an dem Runden Tisch 
Schulzeitverkürzung teil. „Uns freut, 
dass die Meinung von Schülern end-
lich gehört wird, da die LSV NRW 
zu den vergangenen zwei Sitzungen 
des Runden Tisches nicht eingeladen 
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wurde“, beurteilt Johannes Trulsen, 
Landesvorstandsmitglied aus Hamm, 
die Situation. Aus Gesprächen mit 
der Ministerin ist der LSV bekannt, 
dass Frau Löhrmann keine radikalen 
Einschnitte im G  8-System vorneh-
men möchte. Dabei wären umfassen-
de Veränderungen absolut notwendig, 
denn die Schülerinnen und Schüler 
NRWs leiden unter dem zunehmenden 
Leistungsdruck. Außerdem bleibt die 
Persönlichkeitsentwicklung auf der 
Strecke, das Konkurrenzdenken un-
tereinander nimmt zu und die Selekti-
on im Bildungssystem wird durch G 8 
noch verschärft. Des Weiteren fehlt 
den Schülerinnen und Schülern durch 
dieses eine Schuljahr auch ein Jahr 
an Berufsorientierung. Viele Verbände 
waren der Meinung, dass erst eini-
ge G 8-Jahrgänge abgewartet werden 
müssten, um eine endgültige Entschei-
dung zu treffen. Die LSV NRW ist 
jedoch dagegen, noch mehr Schüle-
rInnenjahrgänge dem Leistungsdruck 
und Konkurrenzkampf auszusetzen. 
„Wir sind weiterhin für einen Wechsel 
zum Abitur in neun Jahren. Schüler 
haben lange genug das Versuchska-
ninchen gespielt!“ merkt Vanessa Ka-
tharina Seiffert an. Der „Runde Tisch“ 
ergab die Einrichtung von drei Ar-
beitsgruppen, die sich unter anderem 
mit der Umsetzung von G 8 beschäfti-
gen werden. Die LandesschülerInnen-
vertretung NRW (LSV NRW) ist die im 
Schulgesetz verankerte Vertretung der 
Schülerinnen und Schüler des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Sie nimmt ge-
genüber dem Landtag und der Landes-
regierung die Interessen der Schüle-
rinnen und Schüler wahr und ist an der 
Weiterentwicklung und Verbesserung 
des Schulwesens beteiligt; darüber hi-
naus unterstützt sie das politische und 
soziale Engagement von Schülerinnen 
und Schülern. � www.lsvnrw.de

Steigender Reichtum, wachsende 
Spaltung ? Paritätischer fordert  
Kurswechsel
Berlin. Nach einem aktuellen Gutach-
ten des Paritätischen Gesamtverbandes 
hat die soziale Spaltung in Deutschland 
deutlich zugenommen. Immer weniger 
Menschen haben am wachsenden Wohl-
stand teil, immer größer werde die Kluft 

zwischen Arm und Reich. Die Analyse 
ausgewählter Kennziffern ergebe, dass 
der soziale Zusammenhalt in Deutsch-
land akut gefährdet sei. Der Verband 
fordert die Bundesregierung auf, das 
weitere Auseinanderdriften der Gesell-
schaft zu stoppen. Notwendig seien ein 
sozialpolitischer Kurswechsel und eine 
andere Steuerpolitik. „Uns geht es dar-
um, ein Korrektiv zur einseitigen öko-
nomistischen Perspektive des Sachver-
ständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
zu etablieren. Denn: Deutschland ist 
nicht nur Wirtschaftsstandort, sondern 
vor allem Lebensstandort“, erläutert 
Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, Vorsitzender 
des Paritätischen Gesamtverbandes, 
anlässlich der Vorstellung des ersten 
Jahresgutachtens zur Entwicklung des 
sozialen Zusammenhalts in Deutsch-
land, das der Verband ab sofort in jedem 
Frühjahr vorlegen wird. Die Ergeb-
nisse seien alarmierend. „Hinter den 
volkswirtschaftlichen Erfolgsbilanzen 
verbirgt sich eine fortschreitende Spal-
tung der Gesellschaft. Immer größere 
Bevölkerungsgruppen werden sozial 
abgehängt, der Trend ist bedrohlich“, 
bilanziert Dr. Joachim Rock, Verfas-
ser des Gutachtens. Noch nie habe es 
so viele Erwerbstätige gegeben, aber 
ebenfalls noch nie so viele prekäre Tä-
tigkeiten und Teilzeitbeschäftigungen. 
Zudem stagniere laut Gutachten die 
Zahl der Langzeitarbeitslosen trotz 
guter Wirtschaftslage auf hohem Ni-
veau und auch die Armutsquote habe 
einen Höchststand erreicht. „Das sozi-
ale Bindegewebe, der Kitt, der unsere 
Gesellschaft zusammenhält, bröckelt. 
Diese Entwicklung gefährdet lang-
fristig auch den Wirtschaftsstandort 
Deutschland“, warnt Verbandsvorsit-
zender Rosenbrock. Aus dem Gutach-
ten erwachse die deutliche Mahnung an 
die Bundesregierung, einen politischen 
Kurswechsel vorzunehmen: „Wir brau-
chen eine entschlossene Politik der Ar-
beitsförderung und konkrete Maßnah-
men gegen Armut und Ausgrenzung. 
Dies ist auch eine Frage des Geldes. Wer 
die soziale Spaltung wirklich bekämp-
fen will, kommt um einen steuerpoli-
tischen Kurswechsel zurück zu einer 
solidarischen Finanzierung unseres 
Gemeinwesens nicht herum.“ � www.

der-paritaetische.de

Milliardenplus zur Armuts-
bekämpfung einsetzen
Berlin. Anlässlich der zu er-
wartenden Steuermehreinnahmen in 
Milliardenhöhe in den nächsten Jah-
ren hat sich der Verband Entwick-
lungspolitik deutscher Nichtregie-
rungsorganisationen (Venro) an die 
Bundesregierung gewandt und eine 
deutliche Steigerung der Mittel für 
Entwicklungszusammenarbeit gefor-
dert. 

„Entwicklungspolitik ist Zukunfts-
politik“, so Dr. Bernd Bornhorst, Vor-
sitzender von Venro. „Es kann nicht 
sein, dass Deutschland als stärkste 
Wirtschaftsmacht in Europa seine Ver-
antwortung für die Bekämpfung von 
Hunger und Not in der Welt hinter Re-
chentricks versteckt. Entwicklungspo-
litik und humanitäre Hilfe dienen den 
ärmsten Menschen auf dieser Welt und 
unser aller Zukunftssicherung.“ 

Laut Koalitionsvertrag sollen die 
Mittel für Entwicklungszusammenar-
beit um zwei Milliarden Euro in vier 
Jahren steigen. Auch wenn die Mittel 
nicht ausreichend sind, so erhöhen sie 
zumindest die Chance, das ODA-Ziel 
von 0,7 Prozent noch zu erreichen. 

„Wir finden es höchst problematisch, 
dass die vereinbarten zwei Milliarden 
Euro noch nicht mal im Haushaltsent-
wurf abgebildet sind “, so Bornhorst. De 
facto handele es sich nur um 1,5 Milli-
arden Euro, da die Vorgängerregierung 
die Mittel bereits um 533 Millionen 
Euro gekürzt hatte. Diese abgespeckte 
Version diene jetzt als Kalkulations-
basis. Die Bundesregierung hatte im 
März die Eckwerte über die Haushalte 
2015 bis 2018 und den Kabinettsent-
wurf über den Haushalt 2014 vorgelegt 
…Mit der ODA-Quote wird der An-
teil der staatlichen Entwicklungsaus-
gaben am Bruttonationaleinkommen 
(BNE) gemessen. Deutschland hat sich 
im Rahmen des europäischen Stufen-
plans dazu verpflichtet, bis 2015 0,7 
Prozent seines BNE für die Entwick-
lungszusammenarbeit zur Verfügung 
zu stellen. 

In der Legislaturperiode von Bun-
desentwicklungsminister Dirk Niebel 
war die ODA-Quote von 0,39 Prozent in 
2010 auf 0,38 Prozent in 2013 gefallen. 
� venro.org/presse/

Aktionen … 

Initiativen

Großdemonstration zu Lande und zu Wasser am 10. Mai
Mit ihrer Reform des Erneuerbaren Energien Gesetzes (EEG) will 
die Regierung die Energiewende ausbremsen – und setzt wieder 
auf Kohle- und Atomkraft. Kurz bevor in Bundestag und Bundes-
rat über den Gesetzentwurf entschieden wird, rufen wir zu einer 
Großdemonstration in Berlin auf – zu Lande und zu Wasser. Damit 
die Energiewende nicht kentert. Mehr als 120 Boote auf der Spree 
zeigten, wie Energiewende geht: Voranmachen und nicht rumschlin-
gen. Anschließend zogen 12 000 Menschen zur CDU-Zentrale in der 
Klingelhöferstraße zur Abschlusskundgebung mit Infoständen und 
Reden zur Energiewende …
http://energiewende-demo.de/
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Gutes Ergebnis bei Wahl zum Rat der Stadt 
Goslar für Die Linke
Wegen der Fusion der niedersächsi-
schen Städte Goslar und Vienenburg 
musste der Rat der neuen, größer ge-
wordenen Stadt Goslar in der Mitte 
der Wahlperiode am 9. März 2014 neu 
gewählt werden. Die bereits seit 2006 
mit einer Fraktion im Rat der Stadt 
Goslar vertretene Partei Die Linke (in 
Vienenburg ohne Mandat) konnte sich 
mit 5,9% von 2 auf 3 Sitze verbessern. 
Im neuen Rat sind CDU und SPD mit je 
15, Grüne und Linke mit je 3, FDP, Bür-
gerliste Goslar und Bürger für Vienen-
burg mit je 2 Sitzen vertreten (42). Der 
2011 erstmals gewählte Oberbürger-
meister Dr. Oliver Junk wurde bereits 
im September 2013 mit über 93% der 
Stimmen bestätigt. Junk kandidierte 
2011 als früherer CSU-Fraktionsvor-
sitzender in Bayreuth für die CDU als 
„Parteiloser“ und setzt seit 2011 auf 
eine Politik der wechselnden Mehr-
heiten. Das CSU-Mitglied Junk hatte 
auch keine Probleme damit, auf dem 
Landesparteitag Die Linke Nieder-
sachsen am 8. Februar 2014 in Goslar 
ein humoristisches politisches Gruß-
wort zu halten, das bei den Delegierten 
durchaus gut ankam. Für Goslar und 
auch die Partei Die Linke stellt sich 
dieser faire Umgang wie auch die Po-
litik der wechselnden Mehrheiten als 
spannende Entwicklung dar nach einer 
dunklen Zeit von zwei Jahrzehnten 
„Durchregieren“ und „Wegstimmen“ 
seitens einer Haushaltsmehrheit von 
SPD und FDP.

Die Linke in Goslar hatte bereits bei 
den Kommunalwahlen 2006 ein gutes 
Ergebnis erzielt. Anfang 2006 waren 
zwei Ratsherren der SPD übergetreten 
und hatten mit PDS und WASG die 

Wählergemeinschaft Goslarer Linke 
gegründet. Mit 5,8% der Stimmen und 
zwei Sitzen konnte die Goslarer Linke 
diese Mandate verteidigen und als Die 
Linke im September 2011 auf 6,1% 
verbessern (auch 2 Sitze). Zweieinhalb 
Jahre später konnten wir 33 statt 18 
Kandidatinnen und Kandidaten in vier 
Wahlbereichen aufstellen, von denen 
ein Drittel ohne Parteimitgliedschaft 
war. Die Anzahl der weiblichen Kan-
didierenden hat sich von 2 auf 10 (30%) 
gesteigert. Dadurch konnten zumin-
dest die jeweils ersten beiden Plätze in 
den vier Wahlbereichen quotiert aufge-
stellt werden.

Unser Wahlergebnis im „alten Gos-
lar“ verbesserte sich von 6,1% in 2011 
auf 7,0 % in 2014. In den neuen Stadt-
teilen des alten Vienenburg erhöhte 
sich unser Stimmenanteil nur von 2 
auf 2,5 %, was allerdings insbesondere 
auch damit zu tun hatte, dass unsere 
Präsenz in Vienenburg in den letzten 
Jahren noch nicht ausreichend war. Die 
Vienenburger Wählerinnen und Wäh-
ler wollten mit einer recht hohen Wahl-
beteiligung von 48 % für eine ausrei-
chende Vertretung im neuen Goslarer 
Rat sorgen, während die Wahlbeteili-
gung insgesamt bei nur knapp 39% lag 
und in einem Goslarer Wahlbereich mit 
ärmeren Bevölkerungsschichten sogar 
nur bei 30%. Die Ratsfraktion besteht 
nun aus Petra Stolzenburg, Rüdiger 
Wohltmann und Michael Ohse.

Wesentliche Themen des Wahlkamp-
fes seitens Die Linke waren KiTa ge-
bührenfrei, ECE-Einkaufszentrum – 
nein danke, die Unterstützung einer 
örtlichen Bürgerinitiative mit dem Ziel 
sanierungsbedingter Ausgleichszah-

lungen auf Grund von Umweltaltlasten 
aus der Erzverhüttung zu verhindern 
sowie die Forderung nach Kultur und 
Mobilität für alle. Hohe Akzeptanz die-
ser Forderungen sowie das breitere An-
gebot an Menschen, die für Die Linke 
kandidieren, führten zu dem höheren 
Wahlergebnis im „alten“ Goslar. 

Krise der Kommunalfinanzen – wie 
weiter?

Die Stadt Vienenburg mit knapp 11 000 
Einwohnern und wenig Gewerbesteu-
ereinnahmen sah in 2012 keinen ande-
ren Ausweg als Fusionsverhandlungen 
mit der Stadt Goslar (40.700 Einwohner, 
Mittelzentrum mit oberzentralen Teil-
funktionen)aufzunehmen. Die hoch 
verschuldete Stadt Goslar hatte be-
reits in 2012 einen Entschuldungshil-
fevertrag mit dem Land Niedersachsen 
abgeschlossen. Das Land übernahm 
75% der aufgelaufenen Kassenkredi-
te, was einem Betrag von 43,7 Mio. 
Euro entsprach. Dafür muss Goslar 
von 2013 bis 2022 einen ausgeglichen 
Haushalt vorlegen, etwaige Haushalts-
überschüsse zur weiteren Schulden-
tilgung verwenden und Investitionen 
wesentlich auf die Höhe der Abschrei-
bungen beschränken. Auch freiwillige 
Leistungen sind begrenzt.

Die Linke hatte diesem Vertrag in 
der Ratssitzung im Oktober 2012 nach 
zähen und auch durchaus erfolgrei-
chen Verhandlungen zugestimmt. Wir 
hatten über Jahre hinweg eine große 
Reform der Kommunalfinanzen und 
eine verfassungsgemäße Finanzaus-
stattung der Kommunen gefordert, 
die die Städte und Gemeinden in die 
Lage versetzt, ihre Aufgaben zu erfül-

len. Dazu gehören auch 
eine Revitalisierung der 
Gewerbesteuer und ihre 
Weiterentwicklung zu 
einer Gemeindewirt-
schaftssteuer. Ebenso 
wurden die Eigentore von 
Politik und Verwaltung 
benannt: keinerlei An-
passung der Hebesätze 
für Gewerbesteuer und 
Grundsteuer seit 20 Jah-
ren und ausschließlich 
Versuche, im kulturellen 
und sozialen Bereich und 
beim Personal zu sparen 
oder Privatisierungen 

Für Die Linke  
Kandidierende 
auf dem Goslarer 
Marktplatz
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vorzuschlagen.
Unter der realistischen Berücksichti-

gung, dass mittelfristig keine wesent-
lich Verbesserung der Finanzsituation 
aller Kommunen durch Bund und Land 
stattfinden wird und die hohen Ge-
samtschulden von ca. 105 Mio. Euro 
(über 4000 Euro pro Einwohner) trotz 
zurzeit günstiger Kommunalkredite 
mit der daraus erwachsenden Zinslast 
weiter die kommunale Finanzhoheit 
einschränken, hat die Linksfraktion 
hauptsächlich aus folgenden Gründen 
zugestimmt:

• Es gibt kein Kaputtsparen von so-
zialen und kulturellen Einrichtungen. 
Der Besitzstand von 2011 konnte gesi-
chert werden, in 2012 wurden noch 1,5 
seit Jahren freie Stellen im Jugendbe-
reich wieder besetzt.

• Der Schwerpunkt wurde wegen 
der Versäumnisse vergangener Jahre 
richtigerweise auf der Einnahmesei-
te gesetzt durch Steuer- und Einnah-
meerhöhungen, die weitgehend sozial 
verträglich sind.

• 2 Mio. Euro zahlen Betriebe durch 
höhere Hebesätze der Gewerbesteuer 
(von 370 auf 420%).

• 0,5 Mio. Euro zahlen Gäste und 
Touristen durch „Bettensteuer“ und 
Erhöhung von Eintrittspreisen in der 
Kaiserpfalz.

• 0,3 Mio. Euro bringt die Erhöhung 
von Zweitwohnungs- und Vergnü-
gungssteuer.

• 1,5 Mio. Euro zahlt die Einwohner-
schaft Goslar durch die Erhöhung der 
Grundsteuer B.

• Die frühere Gruselliste der gro-
ßen Parteien wurde nicht durchge-
setzt. Weder gibt es den drastischen 
Personalabbau von bis zu 25%, noch 
werden Schwimmbäder, Stadtarchiv, 
Bücherei, Busbetrieb und Betriebshof 
privatisiert.

• Die Stadtforst wird nicht verkauft 
– Goslar hat den größten kommunalen 
Stadtforst Niedersachsens mit fast 30 
Hektar Fläche und einem geschätzten 
Wert von etwa 34 Mio. Euro.

Die größte Kröte für Die Linke war 
die drastische Erhöhung der Grund-
steuer B von 370 auf 460% Hebesatz, 
davon sind Mieter in Mehrfamilien-
häusern allerdings geringer betroffen 
als Besitzer von Einfamilienhäusern 
(Hartz IV-Empfänger erhalten Kosten 
der Unterkunft erstattet).

Der größte Erfolg war die Verteidi-
gung der kommunalen Infrastruktur 
und des kommunalen Eigentums so-
wie die Durchsetzung eines Hebesatzes 
der Gewerbesteuer von deutlich über 
400 % gegen CDU, SPD und selbstver-
ständlich FDP. Umliegende Gemeinden 
liegen noch über diesem Satz bei 440%. 
Die Linke hatte eine solche Erhöhung 
gefordert und war von Grünen und vom 
Oberbürgermeister unterstützt wor-
den. Nur so war der Kompromiss von 
420% durchzusetzen.

Die Zinsersparnis von ca. 750 000 
Euro durch die Entschuldungshilfe 
erleichtert die Darstellung eines aus-
geglichenen Haushalts. Tatsächlich ist 
es gelungen, den Haushalt 2013 ohne 
Verlust abzuschließen.

Schwerpunkt der Haushaltsdebatte 2014

Da der neu gewählte Rat sich erst An-
fang April konstituiert hat, findet ein 
Beschluss über den Haushalt 2014 erst 
am 3. Juni statt. Für die Linksfraktion 
sind Schritte auf dem Weg zu gebühren-
freien KiTas der wichtigste Maßstab. 
In Niedersachsen ist bisher nur das 3. 
Kindergartenjahr frei. Die Summe der 
Elternbeiträge für die anderen Jahre 
samt Krippe und Hort beträgt jährlich 
ca. 1,8 Mio. Euro. Teil des Haushalts-

entwurfs ist eine weitere Erhöhung um 
4% ab 1.8.2014 sowie das Vorziehen des 
Zahlungstermins vom Monatsende auf 
den Monatsanfang. Die Linke hat in 
der letzten Woche einen Antrag einge-
bracht, die Betreuungsgebühren nicht 
zu erhöhen und es bei dem rückwir-
kenden Zahlungstermin zu belassen, 
damit Eltern nicht in einem Monat zwei 
Beiträge zahlen müssen. Als nächsten 
Schritt werden wir im Herbst bei den 
Haushaltsberatungen 2015 die stufen-
weise Rücknahme der KiTa-Gebühren 
innerhalb von vier Jahren als Antrag 
einbringen, womit ab 1.1.2019 Gebüh-
renfreiheit bestehen würde. Finanzie-
rungsmöglichkeiten trotz der Fesseln 
des Entschuldungshilfevertrags liegen 
unseres Erachtens vor.� Michael Ohse

Pro Köln: Wahlkampf mit  
Pogromstimmung
Bürgermut stoppt Asylantenflut“ und 
„Wut im Bauch? Lass es raus!“: Mit die-
sen aggressiven Parolen plakatieren die 
Rassist(inn)en von Pro Köln die Stadt 
zu. Vor der Wut der Menschen auf sol-
che Art der Volksverhetzung schützen 
die Rechten ihre Papptafeln, indem sie 
sie in fast unerreichbarer Höhe anbrin-
gen. Täten sie das nicht, hätte sich der 
Fall in kürzester Zeit erledigt. In vielen 
Fällen hängen die beiden Parolen in di-
rekter Nachbarschaft zueinander – der 
Zusammenhang, der sich in den Köpfen 
zwischen der „Wut“ und der „Asy-
lantenflut“ herstellt, ist beabsichtigt. 
Pro Köln setzt auf die niedrigsten In
stinkte der Menschen und will dadurch 
eine Pogromstimmung schaffen, von 
der sie bei den Wahlen zu profitieren 
hoffen. Sollte sich diese mörderische 
Stimmung tatsächlich in Gewalt gegen 
eine Flüchtlingsunterkunft entladen, 
hätten die „Saubermänner“ natürlich 
nichts damit zu tun.

Mit der Aggressivität und aufs Äu-
ßerste zugespitzten Emotionalisierung 
ihres Wahlkampfs reagieren die Rech-
ten auf eine für sie ungünstige Situa-
tion: Ihr Wähler(innen)potential und 
damit ihre profitablen Ratsmandate 
werden auf der einen Seite von der 
sich seriös und bürgerlich gebenden 
aber ebenfalls rechtsgewirkten „Alter-
native für Deutschland“ (AfD) bedroht. 
Auf der anderen Seite erkennen immer 
mehr Menschen, dass Pro Köln weder 
ihre gefühlten noch ihre tatsächlichen 
Probleme löst. Im gerade stattfinden-
den Betrugsprozess gegen mehrere pK-
Ratsmitglieder will die Staatsanwalt-
schaft beweisen, dass die ihre Mandate 
in erster Linie dazu benutzen, um ihre 

Partei auf Kosten der Allgemeinheit zu 
bereichern. Und der Skandal um den 
führenden pK-Funktionär Jörg Ucker-
mann (nach einer Entscheidung des 
Gerichts bis auf weiteres in Ossendorf 
inhaftiert), bei dem selbst die eigenen 
Parteifreunde mittlerweile einräu-
men, dass er psychisch krank ist, trägt 
nicht dazu bei, einen pK-Wahlerfolg 
wahrscheinlich zu machen.

Dagegenzusteuern versuchen die 
Rassist(inn)en nicht nur durch ihre 
zugespitzte Plakathetze, sondern auch 
durch eine Vielzahl von Infoständen 
in den Stadtteilen. Doch gegen diese 
Auftritte regt sich immer mehr Wi-
derstand. Angeregt vom antifaschis-
tischen Bündnis „Kein Veedel für 
Rassismus“ flankieren immer öfter 
Menschen die pK-Stände, die mit ih-
ren „braunen Säcken“ Passant(inn)en 
die Gelegenheit geben, das Hetzmate-
rial direkt und umweltfreundlich zu 
entsorgen. Wie das geht und wo die 
braunen Säcke erhältlich sind, ist auf 
der Homepage www. keinveedelfuer-
rassismus.de zu erfahren. Immer wie-
der sagen die Rassist(inn)en deshalb 
geplante Infostände und Aktionen ab 
(vor der Moschee an der Venloer Straße 
und in Mülheim) oder ihre Auftritte 
können wegen des aktiven Widerstands 
von Menschen, die ihre Wut rauslassen, 
nicht stattfinden (wie beispielsweise 
auf dem Wilhelmsplatz in Nippes).

Der Höhepunkt des pK-Wahlkampfs 
(und auch der Höhepunkt an men-
schenfeindlicher Provokation) soll al-
lerdings am 23. Mai stattfinden: Für 
diesen Tag kündigen Beisicht, Wie-
ner und ihre Helfer(innen) an, eine 
Lichterkette zwischen einer Flücht-



12   Regionales und Gewerkschaftliches • PB 5/2014

lingsunterkunft in der Xantener Stra-
ße und dem Standort eines weiteren 
in der Nähe der Riehler Heimstätten 
veranstalten zu wollen. Für eine sol-
che Hetzaktion haben die notorischen 
Großsprecher, die die Beteiligung an 
ihren Aufmärschen gerne bis über 
die Grenze der Lächerlichkeit hinaus 
„hochrechnen“, mit Sicherheit nicht 
genug Aktive. Dennoch bleibt es eine 
unerträgliche Provokation. Initiativen 
wie „Kein Veedel für Rassismus“ und 
die Riehler Anwohnerinitiative haben 
bereits Proteste dagegen angekündigt. 
Sorgen wir gemeinsam dafür, dass der 
geplante pK-Wahlkampfhöhepunkt zu 
einer Niederlage für die Rechten wird, 
die sie lange nicht vergessen werden.	
(tri aus Lokalberichte Köln 9/14)

„Pro Köln“-Kommunalwahlkampf 
auf Volksverhetzung prüfen!
Die Linke fordert nach Urteil gegen Europa-
wahlspot Überprüfung
Gestern verbot das Berliner Verwal-
tungsgericht die Ursprungsfassung ei-
nes Europawahlwerbespots der recht-
extremen Partei „pro NRW“. Die ARD 
musste das Original nicht ausstrahlen, 
weil er den Straftatbestand der Volks-
verhetzung erfüllt. Ein Pressesprecher 
des Gerichts hatte gegenüber der dpa 
erklärt, der ursprüngliche Film ent-
halte Aussagen, dass Ausländer – vor 
allem Asylbewerber, Muslime und 
Roma – generell im Müll lebten und 
per se Straftäter seien.

Das Verwaltungsgericht Berlin hat-
te 2011 (Aktenzeichen 2L 131.11 vom 
18.08.2011) schon einmal einen Wahl-
werbespot der NPD mit derselben Be-
gründung verboten. Damals wurde be-
anstandet, dass „durch die dargestellte 
Aussage […] auch die Menschenwürde 
der in Deutschland lebenden Auslän-
der angegriffen“ wird. Weiter heißt es: 
„Das kann der Fall sein, wenn einer 
Bevölkerungsgruppe pauschal sozial 

unerträgliche Verhaltensweisen oder 
Eigenschaften zugeschrieben werden.“

Dazu erklärt der Fraktionsvorsit-
zende der Linken im Kölner Rat, Jörg 
Detjen: „Das kann man auch von den 
,Pro Köln‘-Wahlplakaten sagen. Wer 
von ,Asylantenflut‘ spricht, schreibt 

Flüchtlingen die Eigenschaften einer 
todbringenden Naturkatastrophe zu, 
die man unbedingt verhindern muss. 
Dadurch werden viele Menschen dis-
kriminiert. In Köln haben mehrere 
Anwohner Plakate entfernt und der 
Polizei übergeben. Sie wollten nicht 
tatenlos zusehen, wie vor ihrer Haus-
tür Hetze gegen Menschen betrieben 
wird. Sprüche wie ,Wut im Bauch – 
lass es raus‘ und ,Angstraum Stadt 
– wir haben’s satt!‘ können als Aufruf 
zur Gewalt verstanden werden. Das 
gefährdet den öffentlichen Frieden, 
denn so wird die latent vorhandene 
Gewaltbereitschaft von rechtsradi-
kalen Kreisen gegenüber Ausländern 
angestachelt.“

Jörg Detjen weiter: „Jetzt müssen 
der Polizeipräsident, die Staatsanwalt-
schaft und die Stadt Köln tätig werden. 
Wenn mutige Anwohner Menschen vor 
Diskriminierung und Hetze schützen 
wollen, verdienen sie Unterstützung 
und Respekt. Die Betrachtungsweise 
des Verwaltungsgerichts Berlin muss 
auch in diesen Konflikten beachtet 
werden!“
PM Fraktion Die Linke
im Rat der Stadt Köln

Mannheim:  
Was es in den letzten fünf Jahren im Gemeinde-
rat ohne Die Linke nicht gegeben hätte…
… und was es oft auch nur wegen der Linken gegeben hat, auf jeden Fall  
immer gegen teils erbitterten Widerstand von CDU, FDP und Mannheimer Liste:

Sozialticket: Den Einstieg in die Wie-
dereinführung eines Sozialtickets für 
Mannheim. Nur zehn Einzelfahrschei-
ne à einen Euro pro Monat und berech-
tigter Person. Für Menschen mit ganz 
wenig Geld wichtig, um ohne Risiko 
des Schwarzfahrens sich innerhalb der 
Stadt mit dem ÖPNV zu bewegen. Es 
fehlt noch das Monatsticket. Daran ar-
beitet Die Linke.

FamilienpassPlus: Nachdem die CDU-
Mehrheit neben der Abschaffung von 
Sozialtickets auch den Sozialpass 2010 
ruiniert hatte, war der Familienpass
Plus für Transferleistungsempfänge-
rInnen eine beschränkte Möglichkeit, 
ihren Kindern wieder ein paar gute 
Dinge zu ermöglichen: Von Musikschu-
le über Museen bis hin zu verbilligtem 
Bad-Eintritt, z.B. für die Pfingst- und 
Sommerferien zusammen pauschal für 
5 Euro.

MAXX-Sozial-Ticket: Schülermo-
natskarte für Transferleistungsfami-
lien zu 3 Euro pro Monat im Jahresabo 
(inzwischen weitgehend abgelöst durch 
das Bildungs- und Teilhabe-Paket der 
Bundesregierung): Nachdem durch den 

FamilienpassPlus die Monatskarten 
auf 12 bis 14 Euro abgesenkt waren, 
wies Die Linke darauf hin, dass damit 
viele Kinder ausgeschlossen sind, deren 
Eltern Schufa-Einträge haben. Die Re-
aktion war die Absenkung auf 36 Euro 
pro Jahr.

Mehr Sauberkeit in Mannheim: In den 
Haushaltsberatungen 2012/13 hatte Die 
Linke als einzige Partei eine Perso-
nalaufstockung bei der Straßen- und 
Grünflächenreinigung um 30 Stellen 
gefordert, weil zuvor die Beschäftigung 
von zusätzlich ca. 60 Ein-Euro-Kräften 
eingestellt worden war. Es ging auch ar-
beitsmarktpolitisch um die Ersetzung 
von prekären durch tarifliche Arbeits-
plätze. 

Der Antrag fand nur einzelne Unter-
stützerinnen in verschiedenen Partei-
en. 2014/15 hat der Gemeinderat nun 
500 000 Euro für ca. zehn zusätzliche 
Kräfte bewilligt. 

Die Linke hatte die Finanzierung von 
40 zusätzlichen Arbeitsplätzen gefor-
dert, teilweise aus Beschäftigungsför-
dermitteln der Arbeitsagentur. Immer-
hin ein Teilerfolg. Für die Sauberkeit 
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in den Stadtteilen muss der Kampf 
weitergeführt werden.

60 Millionen mehr z.B. für Schulen 
und Kitas: Seit 2010 wird die Stadt 
Mannheim bis Ende des Jahres ca. 60 
Mio. Euro mehr an Steuereinnahmen 
aus Grund- und Gewerbesteuer einge-
nommen haben, als es die Hebesätze zu-
vor ermöglicht hätten. Denn Die Linke 
ging 2010 die Erhöhung des Grundsteu-
erhebesatzes von 400 auf 4050 Punk-
te mit. Nur 20% der Mehreinnahmen 
stammen von MieterInnen, von denen 
diejenigen mit geringeren Einkommen 
und Mieten eine Mehrbelastung von 
ca. 2 Euro im Monat zu verkraften hat-
ten. Die Haupteinnahmen kamen von 
eher Wohlhabenden und von Besitzern 
großer gewerblicher Flächen. Die 2010 
noch von SPD und Grünen abgelehnte 
Wiederanhebung der Gewerbesteuer 
auf den Stand von vor 2000 wurde für 
den Haushalt 2012/13 von SPD und 

Grünen gemeinsam mit der Linken 
endlich durchgesetzt. Deswegen ist 
noch kein Unternehmen zusammen-
gebrochen.

Eine Rampe von der Dammstraße 
zum Neckar: Gestützt auf die Prio-
ritätenliste der SG Barrierefreiheit 
beantragte Die Linke bei den letzten 
Haushaltsberatungen die Finanzmit-
tel für den überfälligen Bau einer roll-
stuhlgerechten Verbindung zwischen 
Alter Meßplatz / Dammstraße und Ne-
ckarwiese. Nachdem SPD und Grüne 
Zustimmung signalisiert hatten (so wie 
Die Linke auch vielen vernünftigen 
Anträgen dieser Parteien die Mehrheit 
verschafft hatte) übernahm die Ver-
waltung den Antrag. Baubeginn zweite 
Jahreshälfte 2014.

Preiswertes Wohnen als Thema ge­
setzt: Dass es für MieterInnen im un-
teren und mittleren Einkommensbe-
reich immer schwieriger wird, passen-

den und bezahlbaren Wohnraum zu 
finden, diese Wahrnehmung hat lange 
gebraucht, bis sie den Weg in den Ge-
meinderat und schließlich auf die Pla-
kate fast aller Parteien gefunden hatte. 
Aber gelöst ist damit noch kein einziges 
Problem. Die Linke hat mit einer aus-
führlichen Anfrage das Thema in den 
Gemeinderat und vor allem in den Aus-
schuss für Technik und Umwelt (AUT) 
gebracht. War bisher der Tenor: „Wir 
haben doch die gute GBG“, gibt es jetzt 
wenigstens schon Diskussionen, wie 
preiswerter Wohnraum erhalten und 
neuer gebaut werden kann. Die Abriss-
wut weicht Sanierungsanstrengungen. 
Die Konversion ist keine Lösung des 
Problems – sie bietet Möglichkeiten. 
Ohne massive Wohnungsbauförderung 
wird es jedoch keine Besserung geben.

… und vieles andere mehr

�T homas Trüper

Nach dem SPD + Grüne/Rosa Liste 
ihre bei der Kommunalwahl kom-

fortable Stadtratsmehrheit verloren 
hatten, suchte der in der Stichwahl 
trotzdem erfolgreiche SPD-Oberbür-
germeister zunächst eine Mehrheit 
links von der CSU und den noch wei-
ter rechts stehenden Parteien. Da OB 
Reiter mit der Linken nicht direkt 
verhandeln wollte, wäre eine Zusam-
menarbeit mit der ÖDP nötig gewe-
sen. Diese Verhandlungen scheiterten 
an der Frage der Kohlverstromung im 
Münchner Heizkraftwerk Nord (wir 
berichteten in der letzten Ausgabe). 

Seitdem verhandeln SPD, Grüne 

Rosa Liste mit der CSU. Nach letzten 
Meldungen sind nun auch diese Ge-
spräche gescheitert. Wie es heißt, habe 
die CSU verlangt, bei der bald fälligen 
Neubesetzung des Kreisverwaltugns-
referates (Ordnungsbehörde) zum Zuge 
zu kommen. Tatsächlich war die städ-
tische Ordnungsbehörde allzu viele 
Jahre in der Hand von CSU-Politikern 
gewesen, die seither in der Bundespo-
litik als ausgewiesene Rechte bekannt 
wurden. So Gauweiler, der sich seiner-
zeit zu Beginn der Aids-Epidemie für 
eine Kennzeichnung der Erkrankten 
(Tätowierung) ausgesprochen hatte. 
Uhl belastete die Stadt durch eine ex-

trem repressive Flüchtlingspolitik. Es 
ist nicht erstaunlich, dass Rot-Grün 
die städtische Ordnungsbehörde nicht 
in dieser Tradition vergeben wollte. 

Im Münchner Stadtrat wird es zu 
wechselnden Mehrheiten kommen, 
und es werden sich auch Chancen für 
linke Projekte zeigen.

Die Kreispartei derLinken hat einst-
weilen noch große Schwierigkeiten, 
sich auf diese Lage einzustellen. Wir 
dokumentieren den Bericht über eine 
Kreismitgliederversammlung, die zum 
Rücktritt des Münchner Kreisvorstan-
den führte.

�  Martin Fochler

München: Nach enttäuschendem Kommunalwahlergebnis:  
Kreisvorstand der Münchner Linken zurückgetreten!
Auf einer Mitgliederversammlung am Sams-
tag, den 26. April hat der geschäftsführende 
Kreisvorstand der Münchner Linken nach 
intensiver Diskussion seinen Rücktritt er-
klärt; er übernimmt damit die politische Ver-
antwortung für das enttäuschende Ergebnis 
bei der Kommunalwahl. 
Mit Brigitte Wolf und Cetin Oraner 
hatten nur noch zwei Vertreter*innen 
der Linken den Einzug ins Rathaus 
geschafft. Beide Stadträte haben sich 
zwischenzeitlich – einem Beschluss ei-
ner weiteren Mitgliederversammlung 
Anfang April entsprechend – mit ihren 
beiden Kolleg*innen von der ÖDP zu 
einer Ausschussgemeinschaft zusam-
mengeschlossen.

Für eine innerparteiliche Kontrover-
se sorgte auch die Mitgliedschaft von 
Cetin Oraner in der DKP, der aller-
dings als Kandidat der Migrant*innen 
und ohne Absprache mit der DKP auf 
der offenen Liste der Linken angetre-
ten war. Eine knappe Mehrheit der 

anwesenden Parteimitglieder forder-
ten Oraner zum Mandatsverzicht auf, 
weil er sie über diese Mitgliedschaft 
im Unklaren gelassen habe. In der 
Debatte wurde jedoch mehrfach be-
tont, dass Cetin Oraner – unabhängig 
davon, ob nun mit oder ohne DKP-
Etikett – von rund 10 000 Bürgerinnen 
und Bürgern gewählt worden sei, und 
zwar insbesondere von Tausenden von 
Münchner*innen mit Migrationshin-
tergrund. Diese setzten große Hoff-
nungen „in ihren Stadtrat“, die von der 
Partei nicht im Nachhinein zerstört 
werden dürften.

Unter Hinweis auf Oraners DKP-
Mitgliedschaft hatten SPD und Grüne 
eine Zusammenarbeit mit der Linken 
ausgeschlossen. „Ob eine solche Ko-
operation überhaupt zustande gekom-
men wäre, erscheint jedoch angesichts 
der nicht unerheblichen inhaltlichen 
Differenzen in den stadtpolitischen 
Zielen – wie z.B. dem Verzicht auf den 

zweiten S-Bahn-Tunnel oder der durch 
SPD und Grüne verursachten Prob-
leme bei den städtischen Kliniken – 
mehr als fraglich“, erklärte die bishe-
rige Sprecherin der Münchner Linken, 
Annemarie Fingert. „Bereits die von 
uns mitgetragene Forderung der ÖDP 
nach einer Stilllegung des Steinkohle-
kraftwerks Nord bis 2020 war für SPD 
und Grüne Grund genug, die Koopera-
tionsgespräche abzubrechen.“

„Wir haben im Wahlprogramm und 
im Wahlkampf genau die Themen an-
gesprochen, die die Münchnerinnen 
und Münchner bewegen: Arbeit und 
Wohnen, Gesundheit und Verkehr“, 
betonte Jürgen Lohmüller, Sprecher 
der Münchner Linken. „Aber es ist uns 
nicht gelungen, als Alternative sichtbar 
zu werden für die Menschen, wir ha-
ben sie nicht erreicht. Deshalb werde 
durch den gemeinsamen Rücktritt nun 
der Weg freigemacht für einen Neuan-
fang“.� http://www.dielinke-muc.de
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SPD-Kürzungspolitik gefährdet Kin­
der- und Jugendarbeit: Hamburg. Die 
Kürzungspolitik des SPD-Senats ge-
fährdet die offene Kinder und Jugend-
arbeit in Hamburg in zunehmendem 
Maße. Weder die Investitionen für die 
Zukunft noch die Mittelzuweisungen 
für den laufenden Betrieb decken den 
Bedarf. „Häuser der Jugend, Bauspiel-
plätze oder Jugendcafés vergammeln, 
weil dringend benötigte Sanierungen 
seit Jahren aufgeschoben werden. Die 
Neubautätigkeit ist schon lange auf 
niedrigem Niveau. 2015 und 2016 soll 
sie nach den Plänen der Sozialbehörde 
noch einmal absinken“, warnt Norbert 
Hackbusch, haushaltspolitischer Spre-
cher der Fraktion Die Linke in der 
Hamburgischen Bürgerschaft. „Nur in 
das Projekt JUS IT wird immer weiter 
Geld gesteckt.“ Dabei ist der Nutzen 
dieses Systems mehr als fragwürdig. 
Das wird auch noch einmal durch die 
Kritik der ASD-Beschäftigten und des 
Datenschutzbeauftragten deutlich. 
„Dieses Projekt ist zur Elbphilharmo-
nie der Sozialbehörde geworden und 
frisst den Großteil der Investitionen in 
diesem Bereich“, so Hackbusch.Auch 
beim Betrieb der Einrichtungen wird 
gekürzt – allein um zehn Prozent im 
Haushalt 2013/14. Und die Refinan-
zierung der Tarifsteigerungen und der 
Betriebskosten wird nach Auswertung 
der Anfragen der Bezirksfraktionen 
Die Linke im Wesentlichen aus Rest-
mitteln gezahlt und ist damit unsicher 
finanziert. „Das führt natürlich zu wei-
teren Absenkungen der Qualität und 
zur Tarifflucht in den Einrichtungen“, 
erklärt Mehmet Yildiz, Fachsprecher 
für Kinder, Familien und Jugend der 
Fraktion. „Doch Kinder und Jugend-
liche brauchen selbstbestimmte Zeit. 
Das war bisher auch gewährleistet, 
weil die Einrichtungen die bisherigen 
Prinzipien der Offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit umgesetzt haben: Niedrig-
schwelligkeit, Partizipation und Ge-
bührenfreiheit. Die SHA-Mittel sehen 
das aber nicht vor, deshalb nutzen die 
Einrichtungen sie auch nur sehr ein-
geschränkt“, so der Fachabgeordnete. 
„Die Fraktion Die Linke fordert des-
halb eine landesweite Evaluation dieser 
Entwicklung in der offenen Kinder und 
Jugendarbeit.“ Yildiz und Hackbusch 
warnen erneut vor den Folgekosten, die 
diese Kürzungspolitik insbesondere in 
nachgelagerten Sozialsystemen haben 
wird. � www.die-linke-hamburg.de

Armutsvoyeurismus à la CDU: Dort-
mund. Die OB-Kandidatin Littmann 
und der EU-Parlamentskandidat 
Wegener stiefeln durch die Hinterhöfe 
der Nordstadt und bestaunen die Er-
gebnisse ihrer unsozialen Politik. Die 
CDU hat der EU-Freizügigkeit im EU-
Parlament zwar immer zugestimmt, 

aber über die Folgen dieser Entschei-
dungen wurde nicht nachgedacht. Die-
se von ihnen selbst herbeigeführten 
Probleme sollen nun „eingedämmt“ 
werden. „Richtig wäre es, Armut und 
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, nicht 
nur in Dortmund, sondern in ganz Eu-
ropa“ sagt Nancy Ann Ritschl, für Die 
Linke als sachkundige Bürgerin im 
Sozialausschuss. Den Zuzug von min-
derjährigen Flüchtlingen kann Frau 
Littmann nur als Problem begreifen, 
anders sind ihre Worte nicht zu verste-
hen, wenn sie die Clearingstelle in Eving 
schließen will. Das Leid und Elend die-
ser jungen Menschen aus Kriegsgebie-
ten und Armutsländern scheint spurlos 
an ihr vorbeizugehen. „Als Kandidatin 
für das Oberbürgermeisteramt sollte 
Frau Littmann eigentlich wissen, dass 
man allen Menschen in dieser Stadt 
verpflichtet ist!“ wundert sich Ritschl. 
„Wir als Die Linke werden uns immer 
für die Rechte der Flüchtlinge einset-
zen sowie für ein solidarisches Euro-
pa ohne Ausgrenzung und Repression 
kämpfen!“ � www.dielinke-dortmund.de

Lärm macht krank! Frankfurt a.M. 
Am 30. April fand zum 17. Mal der 
„Tag gegen Lärm“ statt. Das Bünd-
nis der Frankfurter Bürgerinitiativen 
gegen Fluglärm ruft gemeinsam mit 
dem Aktionsbündnis Verkehrslärm 
zu einer Mahnwache am Römerberg 
gegen Flug-, Bahn- und Straßenlärm 
auf. Symbolisch wurde der Beginn auf 
5 vor 12 Uhr gelegt, um auf die immer 
wieder leeren Versprechen der verant-
wortlichen Politikerinnen und Politi-
ker aufmerksam zu machen. Dazu er-
klärt Carmen Thiele, umweltpolitische 
Sprecherin der Fraktion Die Linke. im 
Römer: „Lärm ist eine Katastrophe für 
alle Betroffenen. Als Großstadt und 
Verkehrsknotenpunkt ist Frankfurt 
hiervon ganz besonders betroffen. Die 
Dauerlärmbelastung führt nachweis-
lich zu enormen Gesundheitsschäden. 
Aber noch immer ist in Frankfurt keine 
Besserung in Sicht. Viel zu wenig wird 
unternommen, um zu einer spürbaren 
Entlastung zu kommen.“ Ziel müsse 
eine nachhaltige Verkehrspolitik auf 
allen Ebenen sein, die sowohl ökologi-
sche als auch wirtschaftliche Dimen-
sionen berücksichtige. Thiele weiter: 
„Die Menschen müssen auch in der 
Stadt endlich wieder vernünftig schla-
fen können! Die gesetzlichen Vorga-
ben zum Gesundheitsschutz und zur 
Lärmminderung müssen daher unein-
geschränkt umgesetzt werden. Dazu 
brauchen wir mehr finanzielle Mittel 
für sofortige Lärmschutzmaßnahmen 
und neue Konzepte für den Straßen-
verkehr. Für den Flughafen Frankfurt 
muss endlich ein Nachtflugverbot von 
22 bis 6 Uhr gelten. Die Nordwestlande-
bahn muss wieder geschlossen und die 

Flugbewegungen auf maximal 380 000 
pro Jahr gedeckelt werden.“ Die Linke 
unterstütze die Bürgerinitiativen in ih-
rem Kampf gegen Lärm und wünscht 
ihnen einen langen Atem. 
� www.dielinke-im-roemer.de

Schwarzgrüner Realitätsverlust: Bonn. 
Zur Haushaltsentwicklung der Stadt 
Bonn erklärt der Vorsitzende der 
Linksfraktion im Rat, Dr. Michael Fa-
ber: Die Stadtverwaltung vermeldet 
katastrophale Zahlen für die städtische 
Haushaltsentwicklung. Hauptursäch-
lich hierfür sind Mindereinnahmen in 
Höhe von 50 Mio. Euro. Das belegt deut-
lich: Die Stadt Bonn hat ein Einnah-
meproblem! Hier muss die Stadt etwa 
durch mehr Konzernbetriebsprüfer 
gegensteuern. Kahlschlag bei der ört-
lichen Einrichtungsstruktur wäre hin-
gegen die völlig falsche, da nicht ursa-
chengerechte Antwort auf die Notlage. 
Abenteuerlich wird es, wenn zeitgleich 
CDU und Grüne in ihrer Ratsbilanz 
noch verlautbaren: „Das Jahr 2013 wird 
aller Wahrscheinlichkeit nach im Rah-
men der von schwarzgrün beschlosse-
nen Haushaltsstrategie bleiben, die ein 
von Jahr zu Jahr sinkendes Defizit im 
Haushalt vorsieht und 2017 ein struk-
turelles Plus erreichen soll.“ Das ist 
angesichts der aktuellen Zahlen und 
der jüngsten Entwicklung entweder 
bewusste Täuschung der Öffentlichkeit 
oder Ausdruck totalen Realitätsver-
lustes. In Anbetracht der desaströsen 
Haushaltslage wäre jetzt endlich ein 
Nachtragshaushalt erforderlich. Aber 
politische Steuerung und Verantwor-
tungsübernahme ist von der schwarz-
grünen Ratskoalition auch hier wieder 
nicht zu erwarten. Enttäuschend ist 
aus Sicht der Linksfraktion auch die 
Reaktion der Verwaltungsspitze. OB 
und Kämmerer beschränken sich ein-
mal mehr auf allgemeine Sparappel-
le, ohne wirklich konkrete Vorschläge 
zur Haushaltskonsolidierung zu un-
terbreiten. Auch ein freiwilliges HSK 
ist zunächst nur eine leere Hülle – ent-
scheidend sind aber die Inhalte!
� www.die-linke.de/nc/politik/kommunal/

� aktuelles-aus-den-kommunen

EABG-Tarifvertrag sofort umsetzen: 
Essen. Die Linke. Essen ist empört, 
dass die Umsetzung des Tarifvertra-
ges für die Beschäftigten der EABG 
durch die Stadtverwaltung immer 
weiter verschleppt wird. Die Hinhal-
tetaktik von Oberbürgermeister und 
Kämmerer ist unsozial. Dazu Gabriele 
Giesecke, Ratsfrau und Spitzenkan-
didatin der Linken zur Kommunal-
wahl: „Die Beschäftigten der EABG 
leisten gute Arbeit, dafür müssen sie 
auch gut bezahlt werden – und zwar 
jetzt.“ Die Linke kritisiert besonders, 
dass hier ein Tarifvertrag blockiert 
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wird, der sogar noch 20 Prozent unter-
halb des Tarifvertrages des Öffentli-
chen Dienstes liegt. Damit entspricht 
er Anforderungen des „Konsens für 
gute Arbeit“, den der Rat der Stadt 
gebilligt hat, voll und ganz. Die Linke 
hat die Möglichkeit zur Absenkung von 
Tarifen, die im „Konsens“ für städ-
tische Betriebe möglich ist, die sonst 
gegebenenfalls im Wettbewerb nicht 
bestehen können, eigentlich immer 
abgelehnt und hält an diesem Grund-
satz auch fest. Wenn jetzt aber nicht 
mal Tarifverträge anerkannt werden, 
die dem „Konsens“ entsprechen, so ist 
einer weiteren Tarifflucht städtischer 
Beteiligungsgesellschaften Tür und 
Tor geöffnet. Gabriele Giesecke wei-
ter: „Ich habe völliges Unverständnis, 
dass ein SPD-Oberbürgermeister sich 
von einem CDU-Kämmerer quasi am 
„Nasenring“ führen lässt, wenn es um 
die Missachtung von Arbeitnehmer-
rechten geht. Hier erwarte ich, dass 
die SPD, die sich für den Tarifvertrag 
ausgesprochen hat, ihren Oberbürger-
meister schnellstens ins „Tarifboot“ 
zurückholt. Wir werden Verdi und die 
Belegschaft der EABG und aller an-
deren städtischen Gesellschaften auf 
jeden Fall weiterhin uneingeschränkt 
dabei unterstützten, Tarifverträge 
durchzusetzen.“ � www.dielinke-essen.de

SÖS-Linke: Ab ins Regal: Stuttgart. 
Der Gemeinderat hat ein Verkehrsent-
wicklungskonzept beschlossen. Das 
wird gedruckt, umweltfreundlich ver-
steht sich, und verstaubt dann im Regal. 
Ein Konzept für die Zukunft würde das 
Problem der Gegenwart analysieren 
und gegensteuern. Das Problem der 
Gegenwart sind die Emissionen des 
Verkehrs, der Raumverbrauch und die 
Auswirkungen der Geschwindigkeit 
auf Mensch, Umwelt und Wirtschaft 
des wichtigsten Massenverkehrsmit-
tels, des Autos. Statt nun dort anzu-
setzen, sucht man nach Wegen, weiter 
machen zu können wie bisher. Man 
hofft auf das E-Auto. 20 Prozent weni-
ger Autos mit konventionellen Antrieb, 
dafür mehr E-Autos. Weder fallen diese 
Autos vom Himmel, noch reicht die 
Batterietechnik trotz jahrzehntelan-
ger Forschung weiter als 300 km und 
der Raumverbrauch ist derselbe. Nicht 
zukunftsfähig. Ab ins Regal.� www.

domino1.stuttgart.de/grat/� soesundlinke.nsf

Heftige Diskussion im Rat um Rückkauf 
der Stadtwerke. Velbert. Die an RWE 
verkauften Anteile an den Stadtwerken 
sollen von dem wankenden Energie-
riesen zurückgekauft werden, bean-
tragte Die Linke in der Ratssitzung am 
Dienstag. Die SPD, die diese Forderung 
selbst im Wahlprogramm stehen hat, 
zeigte sich unschlüssig. Der Kämmerer 
Lukrafka, der zugab, dass der Kauf 

wahrscheinlich gegenwärtig weniger 
kosten werde, als beim Verkauf ein-
genommen worden war, erkannte den 
Sinn des Antrages nicht. Dabei ist die 
Stromversorgung eine Grundaufgabe 
der öffentlichen Daseinsvorsorge, und 
die Gewinne der Stadtwerke täten dem 
klammen Velberter Haushalt gut. Am 
Ende aber willigte der Rat ein, einen 
Prüfauftrag an die stadteigene Betei-
ligungsverwaltungsgesellschaft (BVG) 
zu erteilen. Aus dem Antrag der Lin-
ken: Die Verwaltung wird beauftragt, 
dem Rat einen Plan für den Rückkauf 
der an RWE veräußerten Anteile an den 
Stadtwerken Velbert vorzulegen. Die-
ser kann einen schrittweisen Rückkauf 
oder einen Rückkauf im Gesamtpaket 
beinhalten. Begründung: Die Versor-
gung der Velberter Bürger mit Strom 
und Gas, Wasser und der Betrieb von 
Schwimmbädern gehört zur Sicher-
stellung der Grundbedürfnisse der 
Velberter Bürger. Gleichzeitig werfen 
die Stadtwerke Gewinn ab. Die Rück-
kehr zum vollen Engagement hier ist 
sowohl auf Grund der Verantwortung 
der Stadt für die hier lebenden Men-
schen, als auch unter haushalterischen 
Gesichtspunkten geboten. „Die vor al-
lem in den 1990er Jahren durchgeführ-
ten Privatisierungen von natürlichen 
Monopolen werden heute weithin als 
Fehler angesehen: Einer von der Deut-
schen Bank in Auftrag gegebenen Stu-
die nach planen 26 Prozent der deut-
schen Städte und Gemeinden in den 
nächsten fünf Jahren ihre Stadtwer-
ke durch Anteilsrückkäufe oder eine 
Rücknahme von Konzessionen wieder 
der öffentlichen Hand zu übertragen. 
Ein weiteres knappes Viertel der Kom-
munen hat solch eine Rekommunalisie-
rung bereits in den letzten fünf Jahren 
durchgeführt.“ � www.dielinke-velbert.de

Hartz IV-Empfängerzahlen im Ap­
ril: Berlin. Der Deutsche Landkreis-
tag hat die SGB II-Empfängerzahlen 
(Hartz IV) für den Monat April veröf-
fentlicht und stellt sie in Relation zu 
den Einwohnerzahlen dar. Im April 
2014 erhielten 6,14 Mio. Personen SGB 
II-Leistungen. Im April ist typischer-
weise im Jahresverlauf ein Rückgang 
der Hilfebedürftigkeit zu verzeichnen. 
Lediglich in den ersten beiden Jahren 
nach Inkrafttreten des SGB II sowie im 
Jahr 2009 und im letzten Jahr gab es im 
April einen Anstieg der Zahlen. In der 
langfristigen Entwicklung zeigt sich, 
dass die Zahl der Leistungsberechtig-
ten vier Phasen aufweisen: Der Anstieg 
in den ersten beiden Jahren, der stetige 
Rückgang zwischen 2007 und 2009, der 
krisenbedingte Anstieg im Jahr 2009 
bis Anfang 2010 und seitdem wiede-
rum der stetige Rückgang. Getrieben 
wird die positive Entwicklung durch 
den krisen- und konjunkturunabhän-

gigen Rückgang der Zahl 
von Leistungsberechtigten 
in den fünf Flächenländern 
im Osten. Seit Mitte 2006 ist 
hier ein stetiger Rückgang zu verzeich-
nen, während die Entwicklung in den 
Stadtstaaten von Stagnation geprägt 
ist. Somit resultieren die Gesamtver-
änderungen maßgeblich aus der Ent-
wicklung in den Flächenländern im 
Westen.Die aktuelle Entwicklung ist 
im Einzelnen durch folgende Eckda-
ten gekennzeichnet: Im April befanden 
sich nach den hochgerechneten Daten 
rund 6,14 Mio. Menschen im Leistungs-
system SGB II. Die Hilfebedürftigkeit 
im SGB II spreizt sich zwischen 3,4 % 
der Einwohner in Bayern und 17,1 % 
in Berlin. Somit bezieht im Osten jeder 
zehnte (10,3 %) und in den Stadtstaa-
ten jeder siebte Bundesbürger (14,8 %) 
Hartz IV-Leistungen, in den Flächen-
ländern West ist es jeder sechzehn-
te (6,4 %). Gegenüber dem Vormonat 
März 2014 ist die Zahl der Leistungs-
bezieher um 0,3 % gesunken (um ca. 
20.300). Gegenüber dem Vorjahresmo-
nat April 2013 liegt die Zahl unter 
dem damaligen Niveau (-0,87 %). Im 
Vorjahresvergleich zeigt sich eine un-
terschiedliche Entwicklung: Während 
in den Flächenländern West die Hil-
febedürftigkeit gegenüber dem April 
2013 um 0,3 % gestiegen ist, ist in den 
östlichen Flächenländern mit -4,2 % 
weiterhin ein erheblicher Rückgang zu 
verzeichnen. � www.landkreistag.de

Verfehlte Bundespolitik verschärft so­
ziale Spaltung. Hannover. Laut dem 
jüngsten Bericht über Kinderarmut 
in Hannover steigt die Zahl betroffe-
ner Kinder seit dem Jahr 2010 wieder 
an. Mehr als ein Viertel aller Kinder 
sind hier auf staatliche Unterstützung 
angewiesen. Fast die Hälfte darun-
ter haben alleinerziehende Eltern. Ein 
Drittel bekommt sogar staatliche Hil-
fe, obwohl die Eltern arbeiten. Gun-
da Pollok-Jabbi, jugendpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion im Rat, 
warnt deshalb vor einer zunehmen-
den sozialen Spaltung der Stadt. „Es 
sollte ein Warnsignal für uns sein, 
dass gerade die Ärmsten der Armen 
noch ärmer werden. Damit verfestigt 
sich die soziale Ausgrenzung immer 
mehr. Insbesondere Alleinerziehen-
de und ihre Kinder sind einem hohen 
Armutsrisiko ausgesetzt, da müssen 
wir gegensteuern.“ Die Linksfraktion 
fordert deshalb, den Hannover Aktiv 
Pass auch an Geringverdiener bis zur 
Armutsschwelle von 980 Euro Einkom-
men im Monat auszugeben. Auch müsse 
es für Inhaber des Hannover Aktiv 
Passes endlich Sozialtarife für Strom 
und Gas und für die Kinder ein kosten-
loses Schulmittagessen geben. 
(Zusammenstellung: ulj)

Kommunale 

Politik
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Sind 45 Jahre Rentenbeiträge genug?
Am 23. Mai soll der Bundestag, bis zur 
Sommerpause auch der Bundesrat das 
sogenannte „Rentenpaket“ der Bun-
desregierung verabschieden. Kurz vor 
der Schlussabstimmung im Bundestag 
läuft die Propagandakampagne insbe-
sondere aus dem Arbeitgeberlager gegen 
das Paket auf Hochtouren. Aber auch 
andere Kreise, darunter die grüne Bun-
destagsfraktion, laufen Sturm gegen das 
Gesetz, das zum 1. Juli 2014 in Kraft 
treten soll.

Dabei wird teilweise in die unterste 
Schublade gegriffen, um das Vorhaben 
der Bundesregierung, neben dem Min-
destlohngesetz einer der wenigen Erfol-
ge der Gewerkschaften im Regierungs-
programm, noch zu stoppen.

Worum geht es? Der Gesetzentwurf 
der Regierung enthält im wesentlichen 
drei Teile:

– für abhängig Beschäftigte, die 45 
Jahre oder länger Beiträge in die ge-
setzliche Rentenversicherung gezahlt 
haben, soll künftig die Möglichkeit be-
stehen, sofern sie 63 Jahre oder älter 
sind, ohne Kürzung der Rentenbezüge 
aus dem Arbeitsleben auszuscheiden 
und ihre gesetzliche Rente zu beziehen. 
Nicht einbezogen in diese Regelung sind 
Anwartschaften aus betrieblichen Al-
tersvorsorgeeinrichtungen. Bezüge aus 
betrieblichen Rentensystemen werden 
wie bisher erst mit dem gesetzlichen 
Rentenalter von 65 Jahren plus x Mona-
ten ausgezahlt. Ebenfalls nicht einbe-
zogen sind Zeiten einer sog. „freiwilli-
gen“ Beitragszahlung, das heißt Zeiten 
von Selbständigkeit. Nach Angaben der 
Regierung wird die „45-Jahre-Rente“ 
im Jahr 2014 etwa 0,9 Milliarden Euro 
kosten, bis 2030, also in 16 Jahren, sollen 
die jährlichen Kosten auf 3,3 Milliarden 
Euro im Jahr ansteigen. Das sind Mehr-
kosten von weniger als 5% der jährli-
chen Rentenversicherungsbeiträge bzw. 
weniger als 1% Rentenbeitrag. Wobei 
derzeit alle Seiten nur wild spekulieren, 
wie viele Beschäftigte die neue Rege-
lung vermutlich in Anspruch nehmen 
werden.

– Teil zwei des Pakets ist die sogenann-
te „Mütterrente“. Sie gilt bisher schon, 
aber nur für Kindererziehungszeiten ab 
1992. Künftig soll auch für Kinderer-
ziehungszeiten vor 1992 ein Jahr mehr 
bei der Rentenberechnung angerechnet 
werden. Das entspricht aktuell etwa 26 
bis 28 Euro mehr Rente im Monat. Die-
se „Mütterrente“ soll nach Schätzun-
gen der Regierung jährlich mehr als 6 
Milliarden Euro Mehrkosten nach sich 
ziehen, d.h. mehr als doppelt so viel wie 
die Rente nach 45 Beitragsjahren. Strit-
tig ist hier insbesondere die Finanzie-
rung. Eigentlich gilt – wie schon bei der 
alten „Mütterrente“ – der Grundsatz, 
dass nicht durch Versicherungsbeiträge 

erworbene Leistungen durch Steuer-
zuschüsse des Bundes in die Renten-
versicherung bezahlt werden müssen. 
Das fordern die Arbeitgeber, das fordert 
auch der DGB. Das will aber der Finanz-
minister und die Regierung nicht, um 
die Kasse des Bundes zu schonen.

– Dritter Teil des Rentenpakets sind 
entsprechende Verbesserung der Renten 
bei Schwerbehinderung bzw. Erwerbs-
unfähigkeit.

Man sollte meinen, dass der einfache 
Gedanke „45 Jahre Beitragszahlung 
in die Rente muss reichen“ auf wenig 
Widerstand stößt. Aber weit gefehlt! 
Eine Allianz aus der „Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft“ (INSM, eine 
Marketing-Organisation des Arbeit-
geberverbands Gesamtmetall) und der 
grünen Bundestagsfraktion bildet die 
Sturmspitze der Kritik. Die INSM ver-
breitet bundesweit Plakate, auf denen 
behauptet wird, die ungekürzte Rente 
nach 45 Beitragsjahren koste „über 160 
Milliarden Euro“. Das ist schlicht ge-
logen. Die jährlichen Mehrkosten des 
gesamten Rentenpakets der Regierung 
belaufen sich auf bis 2030 nach derzeiti-
gen Schätzungen auf 9 bis 11 Milliarden 
Euro pro Jahr. Tatsächlich entsteht diese 
Summe von 160 Milliarden Euro Mehr-
kosten nach übereinstimmenden Schät-
zungen aller Seiten bis 2030, also in den 
nächsten 16 Jahren, für das gesamte 
Rentenpaket. Zwei Drittel davon macht 
die „Mütterrente“ aus, worüber das 
INSM brav den Mantel des Schweigens 
deckt, um sich mit der CDU/CSU nicht 
anzulegen. Aber egal: Den Arbeitgebern 
passt die ganze Richtung nicht. Wenn 
in Australien gerade die „Rente mit 70“ 
beschlossen wurde, ist jedes Gesetz, das 
einen früheren Rentenbezug möglich 
macht, in ihren Augen ein Schritt in die 
völlig falsche Richtung. Wobei noch hin-
zuzufügen ist, dass Gesamtmetall genau 
weiß, dass das Rentenpaket der Regie-
rung auch den Tarifvertrag zwischen 
IG Metall und Gesamtmetall für einen 
flexiblen Übergang in die Altersrente 
außer Kraft setzt, so dass die IG Metall 
dieses Thema mit den Arbeitgebern neu 
verhandeln muss. Man geht vermutlich 
nicht fehl in der Annahme, dass ein 
Teil der Propaganda von INSM und 
Gesamtmetall schlicht tarifpolitische 
Vorbereitung der Arbeitgeber für die 
Neuverhandlung dieses Tarifvertrages 
mit der IG Metall ist.

Der grüne Bundestagsabgeordneter 
Markus Kurth hat schon früh den pole-
mischen Vorwurf verbreitet, die Rente 
nach 45 Beitragsjahren bediene exklusiv 
den „deutschen Facharbeiteradel“, und 
reist seitdem mit diesem „Argument“ 
durch die Lande. Tatsächlich engagie-
ren sich insbesondere die Industriege-
werkschaften IG Metall und IGBCE 

sowie die Gewerkschaft BAU, also die 
Gewerkschaft der Bau- und Landar-
beiter, innerhalb des DGB für dieses 
Projekt. Das hat auch damit zu tun, 
dass diese drei Gewerkschaften ins-
besondere gewerbliche Arbeitnehmer 
vertreten. Aber ausgerechnet schwer 
arbeitende gewerbliche Arbeitnehmer 
in der Industrie und im Handwerk, auf 
dem Bau und in der Landwirtschaft 
mit dem Vorwurf „Adel“ zu belegen, wo 
jedem Historiker bekannt ist, dass der 
Adel jahrhundertelang die gesellschaft-
liche Klasse war, die NICHT gearbeitet 
hat, sondern andere Klassen für sich 
arbeiten ließ – dazu braucht es schon 
ein besonders bösartiges Gehirn. Wo-
bei noch gesagt werden muss, dass der 
Bundestagsabgeordnete Markus Kurth 
nach 12 Jahren Abgeordnetendasein im 
Bundestag schon heute einen höheren 
Rentenanspruch hat als alle deutschen 
Facharbeiter, ohne dafür auch nur einen 
Cent Beiträge in die Rentenversicherung 
gezahlt zu haben. Ohnehin kommen vie-
le Kritiker der „ungekürzten Rente nach 
45 Beitragsjahren“ aus Kreisen, die mit 
sehr viel kürzerer Beitragszahlung eine 
ungekürzte Rente erwarten dürfen.

Wirklich kritisch: Das Rentenniveau  
sinkt weiter

Ein tatsächliches Problem des Renten-
pakets bleibt bei dem Lärm um Mütter-
rente und „Rente nach 45 Beitragsjah-
ren“ unangesprochen. Das Rentenni-
veau, d.h. der Standard für neue Renten, 
sinkt bis 2020 weiter. Nach überein-
stimmenden Angaben aller Fachleute 
wird das Niveau neuer Renten bis 2020 
aufgrund der schon unter Rot-Grün 
(mit aktiver Mitwirkung des Abgeord-
neten Markus Kurth) und dann unter 
Schwarz-Gelb bekräftigen sogenann-
ten „demografischen Komponente“ bei 
der Rentenberechnung gegenüber dem 
derzeitigen Niveau noch einmal um etwa 
10% sinken. Die Folge: Schon 2020 wer-
den neue Renten selbst bei 40 oder 45 
Jahren Beitragszahlung nur noch knapp 
oberhalb des Grundsicherungsniveaus 
liegen. Armut im Alter ist selbst bei 
langer Beitragszahlung absehbar, ganz 
zu schweigen von den Rentenanwart-
schaften von Millionen Minijobbern, 
Teilzeitkräften und Niedriglohnbezie-
hern. Dieses Rententhema bleibt durch 
das Paket der Bundesregierung unkor-
rigiert. Gewerkschaften, Wohlfahrts-
verbände und andere werden noch hohe 
Hürden überwinden müssen, bevor auch 
dieser Teil der rot-grünen und schwarz-
gelben Rentenreformen korrigiert ist. 
� Rüdiger Lötzer

Quellen: Bundestagsdrucksache 18/909, Neues 
Deutschland, Berliner Zeitung, 6. Mai 2014, FAZ 
vom 11.5.2014
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 Ärzte, Lokführer und Piloten mobilisieren  
gegen Tarif- und Gewerkschaftseinheit
Das war zu erwarten. Mit Online-Petiti-
onen, Kundgebungen und Resolutionen 
rebellierten ständische Berufsorgani-
sationen wie die sogenannte Ärztege-
werkschaft „Marburger Bund“ und die 
Pilotenvereinigung „Cockpit“ sowie 
andere vor und gegen den Bundeskon-
gress des DGB in Berlin im Mai dieses 
Jahres. Diese Berufsgewerkschaften 
machen bekanntlich Tarifpolitik zu 
Gunsten einer kleinen, privilegierten 
Minderheit der Beschäftigten, die zu 
Lasten der Mehrheit der Beschäftigten 
geht.

Aktuell allerdings fürchten die Spar-
tengewerkschafter um ihr Geschäfts-
modell und fordern vom DGB Solidari-
tät im Kampf um Erhalt der Tarifplura-
lität und gegen die Einschränkung des 
Streikrechts für Berufsgewerkschaf-
ten.

Die Vorgeschichte: Das Bundesar-
beitsgericht (BAG) hat im Juli 2010 end-
gültig entschieden, das durch Recht-
sprechung entstandene Prinzip der 
Tarifeinheit nicht weiter anzuwenden.

Tarifeinheit bedeutet, dass im sel-
ben Unternehmen nur ein Tarifvertrag 
gilt, und zwar nach dem „Prinzip der 
Spezialität“. Demnach erlangte stets 
der „speziellere“, also der engere, orts-
nähere und sachnähere Tarifvertrag 
Geltung.

Der aktuelle Koalitionsvertrag der 
Bundesregierung sieht vor, die Ta-
rifeinheit nunmehr gesetzlich zu re-
geln. Darin heißt es: 

„Um den Koalitions- und Tarifplu-
ralismus in geordnete Bahnen zu len-
ken, wollen wir den Grundsatz der Ta-
rifeinheit nach dem betriebsbezogenen 
Mehrheitsprinzip unter Einbindung 
der Spitzenorganisationen der Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber gesetzlich 
festschreiben. Durch flankierende Ver-
fahrensregelungen wird verfassungs-
rechtlich gebotenen Belangen Rech-
nung getragen.“

Die Arbeitgeberverbände sind er-
wartungsgemäß für eine gesetzliche 
Regelung, schon aus betriebswirt-
schaftlichen Gründen. Sie befürchten 
ansonsten abwechselnde Streiks un-
terschiedlicher Berufsgruppen in ihren 
Unternehmen.

In der Tat ist es aber auch unter Ge-
werkschaftern höchst zweifelhaft, ob 
das Regierungsvorhaben der Unter-
stützung wert und überhaupt umsetz-
bar ist. Im Jahr 2010 hatte der DGB 
noch gemeinsam mit der Bundesverei-
nigung der Arbeitgeberverbände eine 
gesetzliche Regelung zur Tarifeinheit 
gefordert. In den Gewerkschaften, ins-
besondere in Verdi, traf das Anliegen 
jedoch auf Widerstand. Tarifeinheit 
kann nur politisch hergestellt werden, 

hieß es. Diese Auffassung findet sich 
auch in einer Reihe von Anträgen, die 
dem DGB-Bundeskongress vorlagen.

Die ernsthaften Fragen nach der Ge-
fahr der Zersplitterung der Gewerk-
schaftsbewegung, der Tendenz zur Ent-
solidarisierung durch das Gebaren der 
Spartengewerkschaften sind bislang 
jedoch kaum diskutiert.

Warum sollen die großen Einheits-
gewerkschaften hinnehmen, dass die 
Herkulesaufgabe der Eindämmung des 
Niedriglohnsektors allein bei ihnen 
liegt und die Spartengewerkschaften 
sich ausschließlich den „vornehmen“ 
Aufgaben widmen? 

So beschreibt die Pilotenvereinigung 
Cockpit z. B. in ihren Appell an den 
DGB-Bundeskongress selbst wie folgt 
ihre Aufgabe: 

„Spartengewerkschaften zeichnen 
sich durch wirkungsvolle Vertretung 
spezifischer Belange von Arbeitneh-
mern einer bestimmten Berufsgruppe 
aus.“

Warum soll die Einheitsgewerkschaft 
Verdi auf Dauer hinnehmen, dass Ärzte 
des Marburger Bundes sich auf Seiten 
des Dienstherren gegen den Streik von 
Krankenschwestern und Pflegekräften 
stellen und selber ausschließlich ihre 
eigenen Interessen vertreten?

Warum soll auf Dauer hingenommen 
werden, dass die Pilotenvereinigung 
nicht mal ansatzweise Solidarität ge-
genüber dem Kabinenpersonal zu üben 
bereit ist, obwohl ohne dieses Kabinen-
personal und ohne Kooperation kein 
Flugzeug starten kann?

Und warum ist es eigentlich nicht 
demokratisch, wenn die Belegschaft 
oder die Gewerkschaftsmitglieder ei-
nes Unternehmens entscheiden, welche 
Gewerkschaft den Tarifvertrag für alle 
mit der Gegenseite ausfechten soll?

Noch liegt der Gesetzesentwurf der 
Ministerin für Arbeit und Soziales gar 
nicht vor. Er ist erst für den Herbst 
angekündigt. 

Wenig zielführend ist zudem, dass die 
linke Presse fast unisono von FAU bis 
DKP den Einheitsgewerkschaften des 
DGB den Vorwurf macht, das Streik-
recht und Grundrechte der Verfassung 
aushebeln zu wollen. Häufig erhalten 
durch eben diese Presse die Piloten- und 
Ärztegewerkschaften immer häufiger 
auch den Titel „Basisgewerkschaft“ 
zugeschrieben, wahrscheinlich als 
Gegensatz zur „Funktionärsgewerk-
schaft“ DGB gemeint.

Einige bestimmte „linke Kreise“ hat 
der historische Fortschritt der Bildung 
von Einheitsgewerkschaften nach dem 
Zweiten Weltkrieg offenbar immer 
noch nicht erreicht, bis heute nicht. 
Schade eigentlich! � Bruno Rocker

Alternative Netzbetreiber: Ga­
ranten des Netzausbaus. www.
verbaende.com. Pressemittei-
lung BREKO, Mo., 5.5.14. Der 
Bundesverband Breitbandkommu-
nikation (BREKO) begrüßt die Stel-
lungnahme des Wissenschaftlichen 
Arbeitskreises für Regulierungsfragen 
bei der Bundesnetzagentur zum ge-
planten „Single-Market-Package“ der 
EU-Kommission. Darin kommen die 
Wissenschaftler zu dem Ergebnis, die 
Behauptung (von Telekom), „nur gegen 
übermäßigen Wettbewerb geschützte 
große TK-Unternehmen seien Garant 
für Netzinvestitionen“, sei für Deutsch-
land nicht haltbar. Vielmehr hätten die 
alternativen Netzbetreiber im Zeitraum 
zwischen 2004 und 2013 den Großteil 
der Investitionen gestemmt: Insgesamt 
entfielen auf die Telekom-Wettbewerber 
hierzulande 34,3 Milliarden Euro bezie-
hungsweise 55,1 Prozent der Gesamt
investitionen (62,3 Milliarden Euro) 
– und lediglich 44,9 Prozent auf den 
Ex-Monopolisten.

Aktion „Schlagkräftige Bundeswehr 
2020“. DBWV, Mi., 7.5.14 Mit der Vor-
stellung eines Positionspapiers hat der 
Dt. Bundeswehrverband seine Aktion 
„Schlagkräftige Bundeswehr 2020“ ge-
startet. Verbandschef A. Wüstner: „… 
Der Koalitionsvertrag verspricht eine 
Attraktivitätsoffensive, und Ministe-
rin von der Leyen hat angekündigt, die 
Bundeswehr damit ,zukunftsfähig‘ zu 
machen. Ein entsprechendes Artikel-
gesetz ist in Arbeit. … Die wesentli-
che Herausforderung ist insbesondere 
nach Aussetzung der Wehrpflicht die 
Nachwuchsgewinnung, gerade auch 
aufgrund des demographischen Wan-
dels. Aufgrund der dramatischen Si-
tuation in der Ukraine oder in anderen 
Krisenregionen der Welt beschäftigen 
sich jetzt wieder mehr Abgeordnete und 
Staatsbürger mit Begriffen wie Freiheit 
und Sicherheit und damit auch mit der 
Frage einer einsatzbereiten und moder-
nen Bundeswehr.“ 

Good Will statt Bad Bank. BDS-Presse-
mitteilungen, Mo., 12.05.14. Die Pläne 
deutscher Energieversorger, ihre Atom-
meiler sowie deren Entsorgungskosten 
und -risiken in eine öffentlich-rechtli-
che Stiftung zu überführen, sind ver-
antwortungslos, so der Bundesverband 
Deutscher Stiftungen, Generalsekretär 
Prof. Dr. H. Fleisch, dazu: „Stiftun-
gen sind Ausdruck bürgerschaftlichen 
Gemeinsinns. Eine Atom-Stiftung des 
Bundes wäre Ausdruck der Verantwor-
tungslosigkeit. Querelen um Atomaus-
stieg und Energiewende zwischen Po-
litik und Wirtschaft dürfen nicht zu 
Lasten der guten Reputation von Drit-
ten, den Stiftungen, gehen. Denn hinter 
Stiftungen steht ein ‚Good Will‘; sie sind 
keine ‚Bad Bank‘. … .“ 
� Zusammenstellung: rst

Wirtschafts-

presse
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Die Geschichte der Ukraine
Jeder hört und liest jeden Tag von den politischen Ereignissen in der Ukraine und muss 
sich mit deren Deutung auseinandersetzen. Was dort in den letzten 20 Jahren seit ihrer 
Gründung gelaufen ist, was sie in den letzten 200 Jahre getrieben hat, bzw wie sie getrie-
ben wurde, und ob es sie und wenn dann wie in den letzten 2000 Jahren gegeben hat, ist 
kaum bekannt, auch den meisten historischen Wissenschaftlern nicht, jedenfalls nicht im 
Westen. Dieser Überblick über die ukrainische Geschichte soll diese Lücke füllen. Zunächst 
nur bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts. An eine nachfolgende Untersuchung ist gedacht.

I. 	 Die Frühzeit
Wie jede nationale Geschichtsschrei-
bung ist auch die ukrainische bemüht, 
ihre Ursprünge in möglichst ferne Zei-
ten zurück zu verlegen. Als unmittel-
bare Vorfahren gelten ihnen die legen-
dären ostslawischen Anten, die in der 
„Gotengeschichte“ des Jordanes im 5. 
Jhd. genannt werden. Aber sie können 
als reale Gruppe bisher historisch nicht 
nachgewiesen werden. Im Bereich der 
südrussischen und ukrainischen Ebe-
ne nördlich des Schwarzen Meeres, die 
von Westen und Osten offen zugänglich 
ist, hat es hingegen über viele Jahrhun-
derte (Jhd.) schon vor unserer Zeitrech-
nung (v.Z.) bis in die Neuzeit 
zahlreiche Invasionswellen von 
mittel- und ostasiatischen Völ-
kern gegeben. Historisch und 
archäologisch erfasst sind aus 
dem 7. Jhd. v.Z. die Skythen und 
Sarmaten. Vom 7. bis zum 4. Jhd. 
v.Z. gab es am Schwarzmeerufer 
blühende griechische Kolonien. 
Sie wurden in der Völkerwan-
derungszeit ab dem 5. Jhd. nach 
unserer Zeitrechnung (n.Z.) von 
den ostgermanischen Goten ver-
trieben. Im 4. Jhd. n.Z. drängten 
auch die Hunnen unter Attila 
aus den fernöstlichen Ländern 
über die offene Steppe der Ukra-
ine weit in den Westen vor. Erst 
jetzt gerieten die ersten slawi-
schen Stämme, die der Korcak-
Kultur, aus dem Gebiet der bei-
den wichtigsten ukrainischen 
Flüsse, dem Dnjestr und Dnjepr, 
in Bewegung und leiteten eine 
vielfältige slawische Expansion 
in die osteuropäische Tiefebene 
ein. Sie drängen die dort ansäs-
sigen finno-ugrischen und bal-
tischen Stammesverbände nach 
Norden an die Ostsee ab. Unter 
all diesen Bevölkerungsgruppen 
gibt es neben der Verdrängung 
auch vielfältige Assimilations-
vorgänge. Woher die Ukrainer 
aber ursprünglich stammen 
und mit wem sie verwandt sind, 
kann nicht präzise erfasst wer-
den. Ihre Sprache lässt sich erst 
im 13. Jhd. neben Russisch und 
Weißrussisch aus dem Ostslawi-
schen ableiten.

Erste osteuropäische Reichs-
bildungen zeichnen sich im 7. 
Jhd. bei den Chazaren ab, die 

ein multiethnisches Herrschaftsgebiet 
errichten, und bei den turksprachigen 
Wolgabulgaren, die ein gut struktu-
riertes Handelsimperium mit Kontakt 
zu den mittelasiatischen Märkten bil-
den. Seit dem 8. Jhd. lassen sich in die-
sem osteuropäischen Raum arabische 
Münzen nachweisen. Das lässt auf eine 
beginnende Handelstätigkeit über die 
Wasserweg von Wolga, Don und Dnjepr 
schließen. Die Verbindung zum oströ-
mischen Reich von Byzanz, zu den neue 
entstandenen islamischen Reichen und 
zu den im Norden an der Ostsee Handel 
treibenden Waräger oder Nordman-
nen steht außer Zweifel. Schwedische 

Wikinger segeln Flüsse herunter und 
tragen ihre Boote über die Landstriche 
zwischen Danzig, Nowgorod und By-
zanz durch die Ukraine und verkaufen 
Pelze, Honig, Wachs und Sklaven. 

Im 8. und 9. Jhd. ist diese ethni-
sche, sprachliche und soziale Mischung 
aus Normannen und ukrainischen 
Slawen, aus Händlern, Fischern und 
Ackerbauern, die Grundlage für die 
Herausbildung eines weiteren dritten 
Herrschaftsgebietes zwischen dem 
Schwarzem Meer und der Ostsee: der 
Kiewer Rus, dessen Kernland die heu-
tige Ukraine bildet. 

Wer für diese frühe Zeit gerne eine 
genaue völkische Zuordnung oder Ab-
stammung nachweisen möchte, um da-
mit die eigene ukrainische Identität zu 
beweisen oder besser: zu konstruieren, 
bewegt sich dabei im wahrsten Sinne 
des Wortes auf sumpfigem Gelände. 
Das ukrainische Gebiet ist wie kaum 
ein anderes in Europa ein Land, durch 
das man hindurch zieht, in dem man 
siedelt, das man erobert, aus dem man 
vertrieben wird, das man wieder ver-
lässt, in dem man sich assimiliert. Eth-

nische und sprachliche 
Vermischung bestim-
men den Ursprung der 
Ukraine. 

II. 	Die Kiewer Rus

Der Begriff der Kiewer 
„Rus“ entstand zwei-
fellos und heute allge-
mein anerkannt aus der 
Selbstbezeichnung der 
warägischen Skandina-
vier als „Ruderer“. Das 
Interesse am Fernhan-
del und dessen Orga-
nisation bildeten einen 
ganz wesentlichen Im-
puls der Skandinavier 
für die Entstehung eines 
organisierten Reiches. 
Auch die Ostslawen 
müssen daran interes-
siert gewesen sein, ein 
stabiles territorial ab-
gesichertes politisches 
Gebilde mit eigener 
Führungsschicht zu be-
sitzen. Nach der Chro-
niküberlieferung des 
Nestor („Erzählung von 
den vergangenen Jah-
ren“) entstand dieses 
Reich 882 durch die Ver-
einigung von Nowgorod 
und Kiew unter der 
Warägerherrschaft des 
Oleg, der auch Kiew zur 
Hauptstadt seines neu-
en Reiches machte. Den 
Chazaren abgeschaut 
schuf er ein gut funkti-

onierendes Tributsystem 
für die südlichen Stäm-

In der Mitte markiert: Das Reich von Kiew um 1000. 
Die von oben nach unten gehende Linie: Handelsrouten der Waräger.
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me der Ostslawen am gut 
besiedelten Dnjeprbecken. 
Sein Nachfolger Wladimir 
– als altrussischer Fürst 
nun mit slawischem Namen 
– konnte seinen Thron be-
reits durch Eroberungen im 
Bereich des angrenzenden 
polnischen Königs Mieszko 
I. sichern. 988 organisiert er 
mit der „Taufe der Rus“ die 
christliche Legitimierung 
seines Reiches. Allerdings 
in Verbindung mit der grie-
chisch-orthodoxen Kirche 
von Byzanz und nicht mit 
dem westlichen päpstli-
chen Lateinertum. Mit bei-
den christlichen Religionen 
hatte er zuvor Kontakte ge-
pflegt. Diese Entscheidung, 
die in der Ukraine fiel, war 
der Grund für ein konflikt
reiches Mit- und Gegen-
einander in den folgenden 
Jahrhunderten bis in die 
Neuzeit. 

Jaroslaw der Weise gab 
der Kiewer Rus eine territo-
rial strukturierte Erbfolge-
ordnung mit hierarchisch 
nachgeordneten Fürsten-
tümern. Kiew blieb mit 
seiner 1070 erstellten So-
phienkirche und dem – 1982 
rekonstruierten – Goldenen 
Tor, das Modest Mussorgs-
ky musikalisch berühmt 
gemacht hat, religiöses und politisches 
Zentrum. Für seine Kämpfe und Kriege 
wurden die Bojaren zur Gefolgschaft 
verpflichtet und an sie zur Belohnung 
Grundbesitz verteilt. Von fürstlichen 
Burgen aus wurde im Umland von un-
terworfenen Stämmen Tribut eingezo-
gen. Die eigene Landbevölkerung war 
zur Zahlung von Steuern und Abga-
ben verpflichtet. Neben relativ freien 
Bauern gab es auch völlig abhängige 
Dienstleute. Zahlreiche neue Städte 
entstehen, um weiter Fernhandel zu 
betreiben. Ihre Nutznießer sind neben 
den mächtigen Bojaren auch Kaufleute, 
Händler und Handwerker. Die Ukraine 
ist ein sich beständig ausdehnender 
gut funktionierender feudaler Staat 
wie es ihn zu der Zeit auch im Westen 
Europas gibt. 

Schwierigkeiten bereiteten der Kie-
wer Rus die ständigen Einfälle noma-
discher Stämme und Völker aus dem 
ostasiatischen Raum. Als Chan Batu 
mit seinem Mongolenheer 1240 Kiew 
erreichte und zerstörte, markierte dies 
das Ende der Rus. Der letzte große 
Fürst Vladimir Monomach konnte 
noch kurzzeitig die Steppe im Süden 
vor den hereinfallenden reiternomadi-
schen Perscheneggen und den Polowzer 
Kumanen schützen. Aber die daraus 
resultierende „schleichende Entsiede-
lung“, die Schleifung der russischen 

Festungen im Süden und der Ruin des 
alten Handelsnetzes der Rus, das durch 
die nordische Hanse an der Ostsee er-
setzt wurden, konnten den Untergang 
nicht mehr aufhalten. Kasimir von Po-
len besetzte 1349 das Gebiet von Gali-
zien-Wollynien zwischen Lemberg und 
Brest und beendete damit die Existenz 
der Kiewer Rus.

Bis in die Neuzeit gibt es heftige ideo-
logische Auseinandersetzungen über 
die Beurteilung der Kiewer Rus. War 
sie die erste originäre Herrschaft des 
neu entstandenen ukrainischen Volkes 
– wie es Ukrainer vehement vertreten 
– oder war sie ein in Kiew begonnener 
Prozess zur Entstehung des später in 
Moskau geschaffenen Russischen Rei-
ches – wie es natürlich die russische 
Seite sieh? Kann man den fremden 
Warägern einen Anteil an der Staats-
bildung zubilligen oder war es eine 
originäre ukrainische, bzw. russische 
Leistung? Bis heute eine nicht zu über-
schätzende Identitätsfrage für beide 
Staaten!

III. 	Tribut für die Mongolen

Das Gebiet der ehemaligen Rus wur-
de in vielfältige neue politische Ge-
bilde unter verschiedenen Herrschern 
umgewandelt. Das alte Zentrum von 
Kiew konnte zwar 1240 zum Metropo-

litansitz für die Orthodoxe 
Kirche erklärt werden (mit 
Billigung der „patriarcha-
len“ Zentrale aller Ortho-
doxen in Byzanz), aber der 
größte Teil seines Gebietes 
gehörte nun den Mongolen, 
und die Bevölkerung unter-
stand nun den Chanen der 
„Goldenen Horde“.

Das nordwestliche Gali-
zien-Wollynien konnte sich 
als ehemaliger Teil der Rus 
gegenüber den von Osten 
her einfallenden Tataren 
gut behaupten. Ihre Fürs-
ten betrieben eine vielfäl-
tige und erfolgreiche Au-
ßen- und Bündnispolitik 
mit den Ungarn und Polen. 
Aber wiederholt gelang es 
diesen auch, das wollyni-
sche Gebiet und den galizi-
schen Thron an sich zu rei-
ßen. Ihre Herrschaftsrechte 
mussten sie sich wiederholt 
von der „Goldenen Horde“ 
bestätigen lassen. Galizien-
Wollynien gelang es, durch 
Belebung des Handels und 
Zuzug von Armeniern, 
Deutschen und Juden in 
ihren Städten weitgehend 
Eigenständigkeit zu be-
wahren. Handelsbeziehun-

gen wurden von den Mon-
golen auch nicht unterbun-
den. Ebenso setzten sie die 

vorhandene Bojarenaristokratie nicht 
ab, solange diese ihren Tribut zahlten. 
Und in religiösen Fragen waren die 
Mongolen tolerant. Sie mischten sich 
nicht in die inneren Angelegenheiten 
der Orthodoxen oder Katholiken ein. 
So konnte unter ihrer Herrschaft im 
ukrainischen Bereich die ukrainische 
Sprache und die religiöse Verbindung 
nach Kiew erhalten bleiben. 

IV. 	Unter der Herrschaft von Litauen und 
Polen.

Mitte des 13. Jhds. ernannten die Mon-
golen für die Städte Kiew und Vla-
dimir je einen zuständigen Fürsten. 
Da erstere 1240 völlig zerstört worden 
war und große Bevölkerungsverluste 
hinnehmen musste, übernahm letztere 
die Nachfolge der alten Rus. Daraus 
entwickelte sich im Laufe des kommen-
den Jahrhunderts das neue Russische 
Reich mit der neuen Hauptstadt Mos-
kau. Bis heute hin betont Russland, ihr 
Reich und nicht das der Ukrainer sei 
historisch die wahre Fortsetzung der 
Kiewer Rus. 

Weiter im Norden entstand zwischen 
Memel und Düna an der Ostsee eine 
weitere politische Großmacht: Litauen. 
Ähnlich wie Moskau war auch sie um 
die Sammlung der ostslawischen Län-
der bemüht. Bald umfasste das Reich 

Feldzug Andrei Bogoljubskis im Jahre 1169. Darstellung in der Nowgo-
roder Chronik, 15. Jahrhundert
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von Meer zu Meer – der Ostsee bis zum 
Schwarzen Meer – einen gewaltigen 
Siedlungsraum, in dem nur 10% Li-
tauer, aber 90 % Slawen wohnten. 1385 
kam es im „Vertrag zu Krewo“ bei Wil-
na mit dem angrenzenden polnischen 
Königreich zu einer Union. 1386 folgte 
die Heirat zwischen dem Großfürsten 
Jogila von Litauen und der polnischen 
Thronerbin Jadwiga. Vertragsgrund-
lage war, dass er sämtliche Litauer 
– als letztes heidnisches Volk Europas 
– für katholisch erklären, also „taufen“ 
lassen musste. Ursache eines weitrei-
chenden Konfliktes, der über die Jahr-
hunderte bis in die Neuzeit gewirkt 
hat. Die westlichen Teile der orthodo-
xen Ukraine unterstanden von nun an 
Jahrhunderte lang einer katholischen, 
polnisch-litauischen Staatsführung. 
Zunächst noch tolerant gegenüber den 
andersgläubigen Orthodoxen, wurden 
diese nun benachteiligt, unterdrückt, 
verfolgt und zwangsweise missioniert. 
Ein ihnen fremder litauischer katho-
lischer Adel drang in das ukrainische 
Land ein, besetzte die höchsten Staats-
ämter und erhielt dort umfassenden 
Grundbesitz.

1434 fiel ein neues Reitervolk aus dem 
Osten kommend in die Ukraine ein: die 
Krimtataren. Sie schwächten das große 
Litauen-Polen erheblich, hinterließen 
im Süden des Landes ein noch heu-
te so genanntes „wildes (entvölkertes) 
Land“. Die ostslawische Bevölkerung 
floh oder unterwarf sich. Daraufhin 
gelang es dem Großfürstentum von 
Moskau im litauisch-russischen Krieg 
zwischen 1500 und 1503 die angeschla-
genen Litauer zu besiegen und die Teile 
der heutigen Ukraine für sich zu ge-
winnen. Ivan III. ernannte sich selbst-
bewusst zum Erben und „Großfürsten 
der ganzen Kiewer Rus“. Der größte 
Teil der Ukraine – fast identisch mit der 
alten Kiewer Rus – konnte bei Litauen-
Polen bleiben. Allerdings wurden nun 
die Litauer in der „Union von Lublin“ 
(1569) zwangweise dem polnischen 
Staat einverleibt. Und dieser herrschte 
über den westlichen Teil der Ukraine. 
Ihre Bewohner waren mit Polen „vom 
Regen in die Traufe“ gekommen. 

Die polnisch-litauische Fürsten-
Herrschaft schränkte die bisherige 
Freizügigkeit der ostslawischen Bau-
ern in ihren autonomen Dorfgemein-
schaften erheblich ein und förderte 
den Machtzuwachs des Adels (der soge-
nannten polnischen Magnaten und der 
Szlachta). Gemäß polnischem Rechts-
denken wurde das Ackerland zuneh-
mend Eigentum des Staates oder der 
adligen und kirchlichen Grundherren. 
„In der von Polen beherrschtem Ge-
bieten siedelten sich viele polnische, 
ungarische, deutsche und tschechische 
Adlige an. Der orthodoxe Adel passte 
sich, um seine Rechte und Reichtümer 
nicht zu verlieren, der neuen Ordnung 
größtenteils an und ließ sich polonisie-

ren und katholisieren. Nur der niedere 
Adel blieb orthodox.“ (Angermann/
Golczewski, S. 42)

Polnische, deutsche und rumäni-
sche Bauern wurden als Neusiedler 
ins Land gelassen. Die – meist katho-
lischen – Deutschen nach deutschem 
Recht (pro Hof nach Steuereinheiten 
bemessen), die walachischen und ru-
mänischen nach rumänischem Recht 
(Pachtzahlungen in Naturalien). Im 
14. Jahrhundert hatte noch die Natu-
ralwirtschaft mit Tierzucht, Fische-
rei und Getreideanbau vorgeherrscht. 
Jetzt im 16. Jhd. stieg in Westeuro-
pa die Nachfrage nach Getreide, was 
zu der Hufenreform von 1557 führte. 
Die Dreifelderwirtschaft wurde ein-
geführt, die Bodenverteilung an die 
Bauern beschränkt und die Dörfer-
struktur durch Gutshöfe und Vorwerke 
ersetzt. Für die Bauern bedeutete diese 
Reform eine krasse Verschlechterung, 
da sie nun zu reinen Zinsbauern und 
Fronbauern degradiert wurden. 

V. 	 Personenverbände, Kosaken und er-
folgreiche Aufstände 

Viele verarmte Bauern entschlossen 
sich daraufhin zur Landflucht in das 
bevölkerungsarme, strukturschwache 
ukrainische Grenzland südlich von 
Kiew. Und gerade dieses Gebiet sollte 
im 17. Jhd. zum Träger einer neuen 
Selbständigkeit werden, dem „Land 
der Freiheit“, wie es ukrainische His-
toriker gerne noch heute bezeichnen. 

Seit dem 15. Jhd. war dies Gebiet 
ständig von tatarischen Überfällen 
heimgesucht worden. Dies führte zum 
sozialen Aufstieg einer besonderen 
Gruppe in der Bevölkerung. In der Um-
gebung von Burgen hatten hier niedere 
Dienstleute Tätigkeiten als Boten oder 
Fuhrleute verrichtet und sogenann-
te „Hundertschaften“ in burgnahen 
Dörfern für die Versorgung der Burg-
besatzung als Pferde-, Biber-, Bienen-
züchter oder Fischer gearbeitet. Solche 
regionalen Personenverbände waren, 
weil der ferne Staat keinen effektiven 
Schutz zur Steppe hin gewährleisten 
konnte und es auch hier keine adlige 
polnische Kriegerschicht gab, auf sich 
gestellt und übernahmen in eigener 
Regie militärische Sicherungsauf-
gaben. Sie organisierten sich zuneh-
mend in egalitären Gemeinschaften, 
die eigenen Grund und Boden nutzen 
und sich nach eigenständigen Vertei-
digungs- und Leistungsfähigkeit wie 
„Freie Krieger“ oder auch Kosaken 
verhalten konnten. Nach dem Zerfall 
des tatarischen Herrschaftssystems 
wurden sie immer häufiger befristet als 
reguläre Soldaten der polnischen Kö-
nige umworben, mit Geld und Textilien 
besoldet und mit Privilegien versehen. 
Bald gab es dauerhafte Heeresverbän-
de aus Söldnerkosaken. Reichte ihre 
Bezahlung nicht aus, requirierten sie 

eigenständig Lebensmittel und Vieh. 
Zu ihnen gesellten sich verarmte und 
entflohenen Bauern und bald wurden 
die Kosaken endgültig zum politischen 
Sprachrohr der mit der Adelsherrschaft 
unzufriedenen Grenzbevölkerung.

1595-1596 erfolgte durch die loka-
len Bauerngemeinschaften unter dem 
Führer Nalyvajko ein erster Aufstand, 
indem sie Adlige von ihren Gütern ver-
trieben. Die polnische Regierung konn-
te ihrer nur mit militärischen Mitteln 
Herr werden. Daneben kämpften diese 
Bauern- und Söldnertruppen wahlwei-
se für das polnische wie das russische 
Reich, sogar für einen Thronanwär-
ter der Krimtataren und als Söldner 
im Dreißigjährigen Krieg. Ihr Großer 
Aufstand von 1648 unter dem Führer 
Bohdan Chmelnycki sorgte schließ-
lich für den Untergang des von den 
Bauern verhassten polnischen Reiches. 
Das Aufstandsheer von zunächst 6000 
Leuten wuchs zu einem Massenheer 
von 300 000 Mann mit hochqualifizier-
ten Kerntruppen an. Vom orthodoxen 
Metropoliten begleitet zogen sie als 
Befreier in Kiew ein und erreichten 
bei Verhandlungen in Warschau und 
in dem „Vertrag von Zboriv“, dass sie 
ein eigenes herrschaftliches Gemein-
wesen bilden durften. Als Folge des 
Aufstandes erhielt Litauen seine Ei-
genständigkeit zurück und trennte sich 
von Polen. Polen selber blieb der alte 
feudale Adelsstaat wie bisher. Im südli-
chen Grenzland um Kiew, Braclaw und 
Cernihiv durften fortan nur die Kosa-
ken sowie der orthodoxe Adel und die 
orthodoxen Metropoliten „regieren“. 
Anders als bei den meisten westeuro-
päischen Bauernaufständen war ihr 
Aufstand erfolgreich – der größte aller 
Massenaufstände der frühen Neuzeit. 
Die heutigen Ukrainer mögen sich an 
diesen Erfolg durch Aufstand gern er-
innern und ihn vielleicht auch gerne 
nachahmen. 

VI. 	Die Hetmane

Nach dem erfolgreichen Aufstand der 
Zagorsker Kosaken wurden die frem-
den – polnischen – Magnaten vertrieben 
und die verhassten Frondienste aufge-
hoben. Die Bauern konnten zum Acker 
zurückkehren und die Bürger und or-
thodoxen Kirchenvertreter schlossen 
sich ihnen an. Aber der feudale Be-
darf an Grund und Boden blieb weiter 
attraktiv. Ein „verkosakierter“ Adel 
und die kosakische Heeresverwaltung 
bemühten sich nun selbst wieder um 
Grundbesitz. Die davon betroffenen 
Bauern gerieten nach und nach wieder 
in alte feudale Abhängigkeiten. An der 
Spitze des neuen administrativen Sys-
tems standen nun für fast 200 Jahre 
der aus den Kosakenheeren gewähl-
te Kosakenrat und als deren Führer 
die Hetmane. Um die Verteilung von 
Land und Gütern gab es bald heftige 
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auch kriegerische Auseinandersetzun-
gen. Sie führten zu einer gewaltigen 
Verwüstung des ukrainischen Landes, 
bekannt unter dem Begriff des Ruins 
(Ruina). 

Die Hetmane führten nicht nur unter-
einander sondern auch mit den umlie-
genden Regionen und Völkern Kriege. 
Aber sie suchten sich auch im Laufe des 
17.–18. Jahrhunderts rundum Bündnis-
partner. Beim russischen Zaren, bei 
den bisher von ihnen bekämpften Polen 
und sogar bei Osmanen und Krimta-
taren. Dem Osmanischen Reich gehör-
ten bereits weite Gebiet westlich und 
nördlich des Schwarzen Meeres: die 
Walachei, Moldau und das Chanat der 
Krim. Russland kontrollierte zumeist 
die dünn besiedelte an ihrer Gren-
ze liegende linksufrige Ukraine (vom 
Djnepr aus betrachtet). Sie titulierten 
es als „kleinrussisch“, was bis heute 
für die meisten Ukrainer inakzeptabel 
ist. Polen behielt seine Vorherrschaft 
rechts des Djnepr gen Westen, aufge-
gliedert in zahlreiche Woiwodschaf-
ten mit Kiew, Braclaw, Wollynien und 
Podolien. Hier war im Unterschied zur 
katholischen Kirche eine neue „grie-
chisch-katholisch unierte Kirche“ ent-
standen, die zwar orthodox, aber mit 
dem Papst in Rom verbunden war.

Im Nordischen Krieg (1700 bis 1721) 
ging es zwischen Schweden und Russ-
land um die Kontrolle der Ostseeküste. 
Zunächst standen die Hetmane auf der 
Seite des Zaren Peter I. des Großen. 
Anstatt sich mit Hilfe Russlands gegen 
ihre traditionellen polnischen, tata-
rischen und osmanischen Feinde zu 
verteidigen, sollten nun die Hetmane 
für Russlands Großmachtinteressen 
im fernen Livland und Litauen gegen 
die modernen Waffen der Schweden 
unter Karl XII. antreten. Ivan Ma-
zepa, einer der berühmten Hetmane 
der Ukraine, wechselte ganz einfach 
die Seiten, nachdem der schwedische 
König Karl ihm versichert hatte, er 
werde die Hetmane von Moskaus Herr-
schaft befreien. Karl unterlag 1709 in 
der großen Schlacht an der Poltava dem 
Russischen Reich. Aus Rache für den 
kosakischen „Seitensprung“ massak-
rierte der russische Kommandeur Ale-
xander Menschikow kurzerhand 6000 
Bewohner von Baturyn. Der Hetman 
Orlyk zog daraufhin mit einem Mani-
fest im Westen Europas von Hauptstadt 
zu Hauptstadt – nach Frankreich, Po-
len, Schweden und zu den Osmanen -, 
um die Befreiung vom moskowitischen 
Joch zu erreichen. Erfolglos: Die ukra-
inische Autonomie verfiel zunehmend 
und wurde Opfer der Zentralisierungs-
politik Russlands. Es begann die Zeit 
der Russifizierung. �E dda Lechner

Quelle: Frank Golczewski, HRG:
„Geschichte der Ukraine“, 1993

Wir dokumentieren die Rede von Alexis Tsipras beim Beliner Parteitag der Linken. Mehr 
zum Parteitag siehe Seite 2 dieser Ausgabe.

„Mit unserer Stimme gestalten 
 wir unser Schicksal“
 Rede von Alexis Tsipras, Vorsit- 
 zender von Syriza (Griechenland), 
 Spitzenkandidat ded Europäischen 
 Linkspartei für die Europawahl
Genossinnen und Genossen, liebe 
Freundinnen und Freunde! Ein paar 
Tage bleiben noch bis zur wichtigsten 
Wahl in der Geschichte der Europäi-
schen Union. Diese Wahlen sind nicht 
die der neuen Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments. Wir stimmen ab über 
neue Machtverhältnisse in einem Euro-
pa, das an einem Scheideweg steht. Wir 
geben unsere Stimme für den Stopp der 
zerstörerischen Sparpolitik. Wir geben 
unsere Stimme, um die Demokratie 
zurückzugewinnen. Wir stimmen für 
unser Leben. Wir geben unsere Stim-
me, um diese „Mauer aus Geld“ abzu-
reißen. Und um das Nord -Süd-Gefälle 
zu überwinden. Diese Teilung zerstört 
die europäische Idee, zerstört Europa. 
Das Frage ist klar: Für ein Europa der 
Völker oder ein Europa der Bankiers? 
Für eine Sparpolitik, die Europa tötet, 
oder für Demokratie und Solidarität, 
die Europa vereint? Für die Europäi-
sche Linke oder für Frau Merkel? Und 
die Antwort ist klar: Vorwärts mit der 
Europäischen Linke. Mit der Linken 
und Syriza. 

Genossinnen und Genossen, liebe 
Freundinnen und Freunde, Ich brin-
ge Euch die Botschaft der Hoffnung, 
die ich aus allen Ecken Europas mit-
bekomme. Ich bringe Euch den Op-
timismus und die Erwartungen der 
einfachen Bürger Europas. Sie sind 
überzeugt, dass die Linke die angeneh-
me Überraschung der Europawahlen 
sein wird. Das können wir, das müssen 
wir, das wollen wir sein. Weil die Zeit 
gekommen ist. Die Zeit der Demokra-
tie. Die Zeit für Veränderungen. Ein 
anderes Europa ist nicht nur ein Mot-
to von uns. Es ist die Erwartung von 
jedem Bürger in Europa. Im Norden 
oder Süden, in Ost oder West. Das ist 
die Hoffnung aller Bürger. Ihre Geduld 
ist zu Ende. Mehr Sparmaßnahmen 
nehmen die Bürgerinnen und Bürger 
nicht mehr hin. Mehr Angst werden sie 
nicht tolerieren. Die Bürgerinnen und 
Bürger sind bereit, für ihre Würde und 
die Europäische Linke zu stimmen. In 
allen Ecken Europas. Die Bürger sind 
optimistisch, dass wir die Sparmauer 
abreißen werden, die von den drei Mus-
ketieren der Austerität gebaut wurde: 
von den Konservativen, den Liberalen 
und den Sozialdemokraten. Am 25. Mai 
wir stimmen nicht über die Dosierung 

von Sparmaßnahmen ab. Wir stimmen 
für die sofortige Kündigung. Wir stim-
men für die Änderung der Politik. Für 
Demokratie, Gerechtigkeit und Wachs-
tum. Darum wählen wir die Europäi-
sche Linke. Ich bin zuversichtlich, dass 
wir ein Keil im neoliberalen Konsens 
werden. Die Europäische Linke wird 
die dritte politische Kraft im nächs-
ten Europaparlament. Die Europäische 
Linke wird eine führende Rolle bei 
der Entwicklung Europas spielen. Es 
wird immer deutlicher, jeden Tag, der 
vergeht. Wir werden die Vergangenheit 
hinter uns lassen. Herrn Juncker, der 
der Vorsitzende war in allen Treffen 
der Eurogroups, wo die Sparmemo-
randen beschlossen wurden. Und der 
persönlich die Schuld am Misserfolg 
der Sparprogramme trägt. Und Herrn 
Schulz, der nach einer politischen Ei-
nigung zwischen den Konservativen 
und den Sozialdemokraten Präsident 
des Europäischen Parlaments wurde. 
Herr Schulz zeigte in der kritischen 
Phase der Krise keinen erkennbaren 
Unterschied zu der Haltung seines 
konservativen Vorgängers. Wir wer-
den Guy Verhofstadt und Olli Rehn, das 
„entschlossene Duett“ der Liberalen, 
wie ihr Vorsitzende Graham Watson 
sie genannt hat, hinter uns lassen. Olli 
Rehn ist das Symbol der Sparpolitik 
in Europa. Die Liberalen versuchen, 
die Wähler zu täuschen. Sie verstecken 
ihn hinter dem Herrn Verhofstadt. Jede 
Stimme für Juncker, Schulz und Ver-
hofstadt ist ein „Ja“ für die Fortsetzung 
der Sparpolitik. Genau wie jede Stim-
me, die verloren geht, weil die Leute zu 
Hause bleiben, auch wenn manchmal 
aus Gründen, die man respektieren 
muss. Diejenigen, die Europa kritisch 
betrachten, aber progressiv denken, 
müssen als allererste zur Wahlurne 
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gehen. Um gegen die politischen Kräfte 
zu stimmen, die zum aktuellen neolibe-
ralen und undemokratischen Europa 
der Angst beigetragen haben. Dieje-
nigen, die den politischen Wandel in 
Europa wollen, müssen für die Euro-
päische Linke stimmen. Aber vor allem 
müssen die ersten Opfer dieser Krise 
zur Wahlurne gehen. Die jungen Men-
schen und die Frauen, die Arbeitslosen 
müssen Pioniere des Wandels in Euro-
pa werden. In ein paar Tagen haben wir 
eine Chance, die nur einmal in jeder 
Generation auftritt. Für ein besseres 
Europa. Diese Chance müssen wir nut-
zen. Zum ersten Mal, dieses Mal, sind 
die einfachen Leute, die die politische 
Agenda dieser Wahlen stellen. Nein 
zur Sparpolitik. Ja, für das Wachstum. 
Deshalb kritisieren vor den Wahlen 
sogar ihre konsequentesten Anhänger 
die Sparpolitik. Aber wir dürfen die-
se Gelegenheit nicht verpassen. Jetzt 
muss Europa nach links abbiegen. 
Denn diejenigen, die jetzt gegen den 
rechten Euroskeptizismus, Nationalis-
mus und Neonazismus, wettern, haben 
selbst den Weg dafür geebnet, durch 
die barbarischen Maßnahmen der 
Sparpolitik. Und das einzige Gegen-
gewicht zum Alptraum der extremen 
Rechten und der Wiederbelebung des 
Gespenstes des Faschismus in Europa 
sind wir, die Europäische Linke. Es ist 
absolut inakzeptabel, dass direkt im 
Herzen Europas, Regierungen mit der 
Teilnahme von Neonazi-Elemente gibt, 
wie in der Ukraine. Europa sollte den 
sofortige Rückzug aller faschistische 
Elemente, aus allen Ebenen der Regie-
rung verlangen, als Voraussetzung für 
den Frieden. 

Genossinnen und Genossen, liebe 
Freundinnen und Freunde, Ich werde 
es noch einmal wiederholen: Das neo-
liberale europäische Establishment, 
Merkel und ihre politischen Verbün-
deten verwendeten die Krise, um die 
politische Nachkriegsordnung der 
Wirtschaft Europas neu zu bauen. Um 
den angelsächsischen neoliberalen Ka-
pitalismus zu etablieren. Mit 
Hilfe von Mythen und Populis-
mus. Am Anfang sagten sie, die 
Griechen sind faul, darum sind 
sie bankrott. Aber als die Krise 
tiefer wurde, wagten sie nicht, 
es zu wiederholen. Sie sagten 
auch, dass Griechenland mit 
dem Geld der Steuerzahler 
Nordeuropas gerettet wurde. 
Aber sie haben wieder gelogen. 
Mit Eurem Geld haben sie die 
europäischen Banken gerettet. 
Darum haben sie die Staats-
schulden Griechenlands nicht 
umstrukturiert. Das heißt, mit 
Eurem eigenen Geld habt Ihr 
die europäischen Banken und 
die neoliberalen Regierungen 
Europas gerettet. Von den an 
Griechenland ausgezahlten 

Darlehen gehen nur 1,6 Prozent an den 
Staatshaushalt, d.h. 5,3 Mrd. Euro. Der 
Rest kommt aus einer Tasche heraus, 
und geht sofort in die gleiche Tasche 
hinein. Und nur, wenn die selbstzerstö-
rerischen Voraussetzungen des Memo-
randum erfüllt werden. Das Geld fließt 
sofort in ein spezielles, geschlossenes 
Konto für die Rückzahlung früherer 
Darlehen. Das ist die Realität. Und 
damit dies geschehen kann, Griechen-
land ist zum siebten Mal in Folge in der 
Rezession gestürzt. Denn im Gegen-
satz zu den Aussagen der Komplizen, 
die von einer Erfolgsgeschichte reden, 
nichts ist gerettet. Im Gegensatz zu 
den Prognosen der Komplizen, pro-
gnostiziert die OECD in diesem Jahr 
wieder eine von 0,3 Prozent Rezession 
für Griechenland. Und schüchternes 
Wachstum erst ab 2015 – und dies unter 
Bedingungen. Die Troika hat behaup-
tet, dass die Wirtschaft ab 2012 wieder 
wachsen sollte. Jetzt warten wir auf 
2015 – und mal sehen. 

Jeder vernünftige Mensch, der ein-
fache Bundesbürger, der einfache nie-
derländische Bürger, finnische Bürger 
und andere, muss sich fragen: Würde 
man in ihren Ländern eine Arbeitslo-
senquote von fast 30 Prozent tolerieren? 
Eine beispiellose humanitäre Krise für 
ein europäisches Land, in Zeiten des 
Friedens? Kleine Kinder, die in der 
Schule ohnmächtig vor Hunger wer-
den? Mittelständische Unternehmer, 
die wegen der Schulden Selbstmord 
begehen? Rentner, die kein Geld haben, 
um ihre Medikamente zu kaufen? Gibt 
es ein europäisches Land, deren Bürger 
solche Lebensbedingungen tolerieren 
würden? Würdet Ihr diese Geschichte 
als „success story“ beschreiben? Die 
Befürworter der Sparmaßnahmen 
sprechen von einer Erfolgsgeschichte. 
Frau Merkel, Herr Samaras mit sei-
nem Assistenten Herrn Venizelos, Herr 
Juncker und das Duo Guy Verhofstadt 
– Olli Rehn. Sie sprechen über Erfolge, 
um die Sparmaßnahmen fortzusetzen. 
Sie versprechen, die moderne grie-

chische Tragödie sofort zu beenden. 
Und sie wird sofort beendet. Weil ich 
Euch versichern kann, dass Syriza ei-
nen großen Sieg am 25. Mai erreichen 
wird. Einen Sieg, der das Ende der 
Regierung Samaras bedeutet, und den 
Anfang vom Ende der Sparpolitik in 
Europa. Merkels Lieblingsregierung, 
die Regierung Samaras, wird in ein 
paar Tagen keine Mehrheit mehr ha-
ben. Und es tut mir leid, das hier in 
Berlin sagen, und die Bundeskanzlerin 
unglücklich machen zu müssen. Bald 
wird die Bundeskanzlerin mit einer 
linken Regierung in Griechenland zu 
tun haben. Eine Regierung, das ver-
spreche ich, die auch für Eure Inter-
essen verhandeln wird. Unser Streit 
mit Frau Merkel hat keinen nationalen 
Charakter, es ist ein politischer und so-
zialer Streit. Die beste Botschaft für die 
Arbeiter im Norden wird das Ende der 
Sparmaßnahmen im Süden sein. Die 
Botschaft, dass die Abwertung ihrer 
Arbeitskraft stoppen wird. Dass ihre 
Rechte geschützt werden. 

Genossinnen und Genossen, liebe 
Freundinnen und Freunde, ich will 
dass Ihr das alles wisst und dann auch 
den deutschen Bürger wissen lasst. Man 
hat in Griechenland und im europäi-
schen Süden die Sparprogramme nicht 
verhängt, um die Schuldenkrise zu be-
wältigen. Der Beweis dafür ist, dass vor 
dem Programm die Staatschulden in 
meinem Land 124 Prozent waren, heute 
nach vier Jahren mit harten Maßnah-
men sind 175 Prozent. Noch dazu haben 
wir eine zerstörte industrielle Basis, 
eine noch nie dagewesene Arbeitslosig-
keit und ein Land kurz vor der huma-
nitären Krise. Trotz der schrecklichen 
Sparmaßnahmen sind die griechischen 
Staatsschulden nicht nachhaltig ge-
bessert geworden. Weil es nie Ziel war, 
sie tragbar zu machen. Ziel waren die 
Austerität an sich, die Privatisierun-
gen, die neoliberalen Reformen. Die 
griechische Staatsverschuldung wird 
nicht tragbar ohne mutige Initiativen, 
ohne eine drastische Streichung von 

einem großen Teil des Nennwer-
tes der Schulden, genau wie es mit 
Deutschland im Jahr 1953 passiert 
ist. Als Europa ihre Solidarität 
einmalig demonstriert hat. Wenn 
unsere Staatsschulden nicht trag-
bar werden, erst dann werden sie 
zu einer echten Belastung und ei-
ner Bedrohung nicht nur für Grie-
chenland, sondern für die gesamte 
Eurozone. Diejenigen, die denken, 
dass die Verschuldung Griechen-
lands und die ausstehende Frage 
ihrer Nachhaltigkeit eine Verhand-
lungswaffe sind, sollten inzwischen 
gelernt haben, dass diese Waffe 
nach hinten losgehen kann. 

Liebe Freundinnen und Freun-
de, Genossinnen und Genossen, ich 
weiß, dass alle Blicke noch einmal 
nach Griechenland gerichtet sind. 
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Aber dieses Mal mit Freude und mit 
Optimismus. Aus Griechenland be-
gann der Teufelskreis von Austerität 
und sozialer Verzweiflung. Aus Grie-
chenland wird nun die Veränderung 
beginnen. Aber Ihr müsst wissen: Wir, 
Syriza, rechnen vor allem mit der So-
lidarität des deutschen Volkes, mit Eu-
ren Unterstützung, liebe Genossinnen 
und Genossen der Linken! An diesem 
Punkt möchte ich mich im Namen des 
griechischen Volkes und Syrizas bei 
Euch bedanken. Für die aufrichtige 
Unterstützung seitens der Linken für 
eine großes ungelöste moralische und 
politische Frage . Für die Kriegsrepa-
rationen und insbesondere die Rückga-
be der Zwangsanleihe, die immer noch 
aussteht. Mit dieser Zwangsanleihe 
hat Nazi-Deutschland den Krieg fi-
nanziert. Darum ist diese Unentschie-
denheit kein bilaterales Problem. Es ist 
ein europäisches Problem und muss zu 
einem Ende kommen. Und die Lösung 
wird eine moralische Rechtfertigung 
für alle Völker sein. Wir haben die 
Chance. Wir, Syriza, Die Linke und 
die Partei der Europäischen Linken 
können und müssen Botschafter für 
eine neue Einheit zwischen Griechen 
und Deutschen werden. Zwischen allen 
Völkern Europas. 

Liebe Freundinnen und Freunde, 
Genossinnen und Genossen, in den 
wenigen Tagen bis zur Wahl für das 
Europa von morgen werden wir zusam-
men um jede Stimme kämpfen. Um die 
Menschen, die zögern oder politische 
Bedenken haben, zu den Wahlurnen 
zu mobilisieren. Wir gehen von Tür 
zu Tür. Um die europäische Linke zu 
stärken, damit sie das Alltagsleben 
der Bürger in Europa entscheidend 
beeinflussen kann. Wir sind die Kraft 
der Hoffnung und der Perspektive. In 
diesem Kampf versuche ich mit aller 
Kraft beizutragen, als Euer Kandidat 
für die Präsidentschaft der Europäi-
schen Kommission. Eure Wahl ist eine 
Ehre für die griechischen Menschen, 
die unter der Sparpolitik leiden. Es ist 
eine Ehre für alle Völker des Südens, 
für alle Völker Europas, die gegen die 
Sparpolitik sind. Der Kandidat der 
Europäischen Linken verbindet, was 
der Neoliberalismus trennt. Die Linke 
vereint die Menschen in Europa, durch 
ein politisches Projekt für die Wie-
derherstellung eines demokratischen, 
sozialen und ökologischen Europas. 

Liebe Freundinnen und Freunde, Ge-
nossinnen und Genossen, dieser Mai 
ist der Mai Europas. Dieser Mai ist der 
Mai der jungen Menschen, der Frauen, 
der Arbeitslosen, der Arbeitswelt und 
der Kultur. Dieser Mai ist unser. Wir 
werden die angenehme Überraschung 
dieser Wahl sein. Mit unserer Stimme 
gestalten wir unser Schicksal. Wir hal-
ten unser Leben in unseren Händen. 
Wir werden es schaffen! 

Ich danke Euch sehr.
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Leseprobe:

Für den Bau eines Sudetendeutschen  
Museums in München wurden 20 Millionen  
aus dem bayerischen Sozialetat bereitgestellt – 
Plan vom Landtag abgenickt
Für das in München geplante Sudeten-
deutsche Museum wird der Freistaat 
Bayern auf einem Grundstück neben 
dem Sudetendeutschen Haus (Hochstr. 
8, in unmittelbarer Nähe zum Gasteig) 
als „staatliche Hochbaumaßnahme“ 
einen Neubau errichten. Das bislang 
der Sudetendeutschen Stiftung ge-
hörende Grundstück wird unentgelt-
lich dem Freistaat Bayern übereignet. 
Dieser wird Eigentümer des darauf 
zu errichtenden Gebäudes sein und 
es per Nutzungsüberlassungsvertrag 
der Sudetendeutschen Stiftung für ein 
nichtstaatliches Museum zur Verfü-
gung stellen. Die Staatsregierung be-
absichtigt, den Betrieb des Museums 
gemäß ihrem Kulturkonzept finanziell 
zu unterstützen. Für den Neubau muss 
das frühere Konzept von Prof. Dr. Ma-
rita Krauss (Universität Augsburg), das 
für den bestehenden Bau des Sudeten-
deutschen Hauses entwickelt wurde, 
„weiterentwickelt und angepasst“ wer-
den. Die neue Museumskonzeption soll 
von der Sudetendeutschen Stiftung als 
Trägerin in enger Abstimmung mit der 
Staatsregierung als Bauherr und mit 
dem Wissenschaftlichen Beirat sowie 
der Landesstelle für die nichtstaat-
lichen Museen in Bayern entwickelt 
werden. Zur Finanzierung des Vor-
habens hat der Freistaat Bayern im 
Doppelhaushalt 2013/14 insgesamt 20 
Millionen Euro, die Bundesregierung 
im Haushalt 2013 insgesamt zehn Mio. 
Euro bereitgestellt. Die Zeitpunkte für 
Baubeginn und Eröffnung sind unge-
wiss.

All dies teilte das bayerische So-
zialministerium (zuständig für die 
Schirmherrschaft über die Sudeten-
deutschen) am 28.6.2013 den Freien 
Wählern im bayerischen Landtag 
auf deren Schriftliche Anfrage mit 
(Drucksache 16/17539 vom 31.7.2013). 

Seit der bayerische Ministerpräsi-
dent Edmund Stoiber am 4. Juni 2006 

in seiner Rede zum Sudetendeutschen 
Tag seinen Entschluss verkündet hat-
te, in München ein zentrales Sude-
tendeutsches Museum errichten zu 
lassen, war es immerhin das zweite 
Mal, dass die Landesregierung es für 
angebracht hielt, dem Parlament einige 
konkrete Informationen über das Vor-
haben zukommen zu lassen. Ein gutes 
Jahr vorher, am 22.3.2012, hatte sie auf 
Anfrage der vertriebenenpolitischen 
Sprecherin der CSU, Christa Matschl, 
erstmals über den erweiterten Umfang 
des Projekts (Neubau statt Museum im 
vorhandenen Sudetendeutschen Haus), 
seine inhaltlichen Schwerpunkte und 
die Zusammensetzung des Wissen-
schaftlichen Beirats informiert:

„… Das Museum soll als Neubau an-
grenzend an das Sudetendeutsche 
Haus in München errichtet werden. 
Als mehrgeschossiger Bau wird es auf-
ragend über dem Isarufer ein mar-
kantes und bereicherndes Element in 
der Stadtsilhouette Münchens sein…“ 

(….)

Zusammenfassung 

Für das Sudetendeutsche Museum in 
München, das von der Sudetendeut-
schen Stiftung betrieben werden soll, 
werden erhebliche Steuergelder bereit 
gestellt, ohne dass eine politische Aus-
einandersetzung über die Verwendung 
stattfindet. Von der Staatsregierung 
wird der Landtag als nicht zuständig 
für konzeptionelle Entscheidungen 
behandelt; im Landtag gibt es keine 
Kraft, die hinsichtlich des Museums 
nicht grundsätzlich konform mit der 
CSU gehen und eine politische Aus-
einandersetzung mit der Rolle der Su-
detendeutschen Landsmannschaft und 
ihrer Nebenorganisationen für erfor-
derlich halten würde. 

�A pril 2014, Renate Hennecke

Studienreihe Zivilgesellschaftliche Bewegungen – Institutionalisierte Politik Nr. 27, Mai 2014. 
Thema: Das Sudetendeutsche Museum in München. Diese Ausgabe wird gefördert durch den Kurt-
Eisner-Verein für politische Bildung – Rosa-Luxemburg-Stiftung Bayern, www.kurt-eisner-verein.
de und durch das Forum Linke Kommunalpolitik München e.V. (E.i.S.), www.flink-m.de. 
Sämtliche Ausgaben der Studienreihe dokumentiert bei www.flink-m.de/studienreihe.0.html
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Aktuell

Die nächste Ausgabe der Politischen Berichte erscheint in fünf Wochen am 23. Juni 2014.
Redaktionsschluss: Freitag, 20. Juni.
Artikelvorschläge und Absprachen über pb@gnn-verlage.de.
Die weiteren Erscheinungstermine 2014:
17. Juli, 14. August, 18. September, 16. Oktober, 13. November, 11. Dezember. 

Kroatien, die EU und eine Neue Linke
Die Rosa Luxemburg Stiftung hat jetzt online 
einen interessanten Artikel zur aktuellen 
Situation in Kroatien veröffentlicht, auf den 
wir hier hinweisen wollen und auszugswei-
se die wesentlichen Thesen wiedergeben. 
Vollständig unter: http://www.zeitschrift-
luxemburg.de/europa-und-die-neue-linke-
in-kroatien/
Stipe Curkovic, leitender Redakteur der 
kroatischen Ausgabe von Le Monde Diplo-
matique und Mitbegründer der Center of La-
bour Studies in Zagreb, schreibt zum Thema 
„Europa und die Neue Linke in Kroatien“:

Mit dem EU-Beitritt ist am 1. Juli 2013 
eine Epoche zu Ende gegangen, in der 
es in Kroatien vor allem um eines ging: 
„Wieder Europa werden!“

Selbst der kroatische Nationalismus 
der 1990er, dem gemeinhin Antieuro-
päismus vorgeworfen wurde, sah sich 
als Mittel zu diesem Zweck. Tudman 
strebte nicht nach Autarkie, sondern 
nach „westlicher Integration“. Die-
se wurde von ihm als vermeintliche 
Rückkehr Kroatiens in den „westeuro-
päischen Kulturkreis“ propagiert. Im 
Narrativ der Nationalisten bedeutete 
dies zugleich, alle Verbindungen zum 
Balkan aufzulösen, der als kulturras-
sistisch aufgeladener Gegenpol zu Eu-
ropa fungierte. 

Aber die Nationalisten waren nicht 
die einzigen, die eine „Rückkehr nach 
Europa“ anstrebten. Auch reform-
orientierte Teile der politischen und 
gesellschaftlichen Eliten operierten 
innerhalb dieser Dichotomie: Europa 
versus Balkan. Als der Nationalismus 
mit dem Ende des Krieges 1995 seine 
unmittelbare Mobilisierungsfunktion 
einbüßte, distanzierten sie sich immer 
expliziter von Tudmans Ethnochauvi-
nismus. An dessen Stelle trat die Ver-
knüpfung wirtschaftsliberaler Prin-
zipien mit einem europatauglicheren 
Menschenrechtsdiskurs.

Unter der Führung des Sozialde-
mokraten Ivica Račan kam im Jahr 
2000 eine sozialdemokratisch-liberale 
Koalition von sechs Parteien an die 
Macht, mit dem deklarierten Ziel, den 
blockierten Europaintegrationspro-
zess fortzuführen. Die soziale Brisanz 
vertiefter neoliberaler Reformen wur-
de durch kreditfinanziertes Wachstum 
und den Konsum importierter westli-
cher Waren entschärft, der scheinbare 
Anschluss an einen „europäischen“ Le-
bensstandard mit dem Preis der struk-
turellen Schwächung der kroatischen 
Wirtschaft bezahlt.

Der Wahlsieg einer europäisierten 

HDZ unter der Führung Ivo Sana-
ders im Jahr 2003, änderte abermals 
nichts an dieser Grundausrichtung. 
Bis zu seinem abrupten Rücktritt auf-
grund von Korruptionsskandalen im 
Juli 2009, galt Sanaders als Wegweiser 
eines modernen, normalisierten Kon-
servativismus. 

Diese kurze Geschichte der kroati-
schen Europa-Debatten verdeutlicht 
die Konsens stiftende Kraft der Er-
zählung von einer „Rückkehr nach 
Europa“. 

Unter diesen Bedingungen fehlte ei-
ner linken Kritik an Neoliberalisie-
rung und kapitalistischer Restauration 
der gesellschaftliche Resonanzboden. 
Erst im Zuge der stark links gepräg-
ten Studierendenbewegung von 2009 
begann Neoliberalismuskritik in Tei-
len der Medien und der Öffentlichkeit 
eine gewisse Verbreitung zu finden. 
Aus dem Umfeld der Studierenden-
bewegung ist jedoch ein lebendiges 
Netzwerk oft explizit kapitalismuskri-
tischer Organisationen und Initiativen 
entstanden. Diese Konstellation wird 
gemeinhin als die Neue Kroatische 
Linke bezeichnet. 

Die Neue Linke hatte sich keine Il-
lusionen gemacht, den Ausgang des 
Beitrittsreferendums relevant zu be-
einflussen. Mit dem Versuch, eine EU-
Kritik von links zu formulieren, sollte 
verhindert werden, dass Anti-EU-Po-
sitionen von der politischen Rechten 
vereinnahmt werden.

Das jahrzehntelang beschworene 
Ziel einer EU-Mitgliedschaft ist seit 
Sommer dieses Jahres erreicht. Gesell-
schaftliche Widersprüche lassen sich 
nicht mehr so leicht mit Verweis auf 
vermeintliche automatische Lösungen 
entschärfen. Neue Debatten stehen an.

Für die Linke ist dies eine Chance 
und eine Gefahr zugleich. Ein ungari-
sches Szenario mitsamt ‚kroatischem 
Orban’ ist nicht auszuschließen. Die 
wachsende Stärke einer organisierten 
Linken in Slowenien, wie die „Initative 
für Demokratischen Sozialismus“ lässt 
jedoch auch andere Entwicklungen 
möglich scheinen. Gleichzeitig steckt 
die kroatische Linke noch in den Kin-
derschuhen, hat ernste Schwächen. 
Auch fehlt es an plausiblen positiven 
Gegenentwürfen zur dominanten neo-
liberalen Krisenbewältigung. Diese 
müssen – angesichts der neuen Reali-
tät einer EU-Mitgliedschaft – in enger 
Zusammenarbeit mit der europäischen 
Linken erarbeitet werden. 
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